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I N HA L T

Gleichwohl, ob es um die Bereiche
Wohnen, Freizeitmöglichkeiten oder
Altersversorgung geht, ist primär die
kommunale Ebene gefordert, hier ge-
staltend einzugreifen.
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E D I T O R I A L

Liebe Leserin, lieber Leser!

Im mittlerweile recht komplexen Mehrebenensystem
der Politik ist die Kommune jene Ebene, die am nähe-
sten bei “den Menschen” ist und diese in ihren alltäg-
lichen Lebensbezügen (im positiven wie im negativen
Sinne) tangiert. Politik wird für diese im kommunalen
Kontext am unmittelbarsten erfahrbar, sie findet hier
im überschaubaren Rahmen statt, Beeinflussungs-
und Partizipationsmöglichkeiten sind hier noch am
ehesten gegeben. Gleichwohl ist die Kommune mit
überregionalen Entwicklungen konfrontiert, für die
sie nichts kann, auf die sie dennoch adäquate Ant-
worten finden muss. Man denke etwa an demografi-
sche Verschiebungen hinsichtlich der altersmäßigen
und der ethnischen Zusammensetzung der Bevölke-
rung, an sozioökonomische Trends wie die Erosion des
Normalarbeitsverhältnisses und die Divergenz bei den
Einkommen oder an soziokulturelle Phänomene wie
die Individualisierung und die Pluralisierung der Le-
bensstile.

Das kommunale Angebot über den gesamten Lebens-
zyklus hinweg, vom Kindergarten über die Wohn-
raumversorgung bis hin zu den Alten- und Pflegehei-
men, ist hierauf entsprechend auszurichten und an-
zupassen. Das wäre noch nicht das Problem, würde
nicht gleichzeitig ein enormer Kostendruck auf den
Gemeinden lasten, der nicht zuletzt durch überlokale

steuerpolitische Entscheidungen mit verursacht
wurde. Manche Städte, insbesondere im benachbar-
ten Deutschland, haben sich daher zu weitgehenden
Auslagerungs- und Privatisierungsmaßnahmen bei
der kommunalen Daseinsvorsorge entschlossen. Im
Bereich der Wohnraumversorgung sind die Resultate
dieser Strategie allerdings wenig ermutigend (vgl.
Beitrag Stöger). Durch die Veräußerung kommunalen
Wohnungsbestandes an private Investoren(gruppen)
begeben sich die Kommunen zum einen ihrer sozial-
politischen Interventionsmöglichkeiten, etwa bei der
Aufnahme von Wohnungsnotfällen oder der Beteili-
gung an Gemeinwesenarbeit. Zum anderen werden
dadurch soziale Entmischungsprozesse beschleunigt
und die sozialräumliche Segregation vorangetrieben.
Denn durch die Reduktion des marktfernen Woh-
nungssektors werden Haushalte mit instabilen Nied-
rigeinkommen und die BezieherInnen von Sozial-
transfers mangels Alternativen in billige unsanierte
Altbauquartiere und jüngere stigmatisierte Sozial-
wohnungen verdrängt (vgl. ebd.). Eine Gettobildung
wird so wahrscheinlicher.

Die Nachahmung dieser Strategie ist deshalb kaum
zu empfehlen. Anders hingegen verhält es sich bei
Ansätzen, die auf die Partizipation und Aktivierung
der Bevölkerung abzielen und die insofern eine inte-
grative Wirkung haben. Ein nachstehend dargestell-
tes Beispiel hierfür ist die Stadtteilarbeit in Linz-
Pichling, die sich als Mittlerin zwischen lokaler Be-
völkerung und kommunaler Politik und Verwaltung
versteht und die die Leute dazu anregt, eigene Be-
dürfnisse zu artikulieren und für diese auch einzutre-
ten. Schwerpunkte der Arbeit waren unter anderem
die Anbahnung von Kontakten im neu entstandenen
Stadtteil und die Vermittlung in Konfliktsituationen.
Ein anderes Beispiel ist das Quartiermanagement in
Berlin. Hier konnten auf lokaler Ebene partizipative
Strukturen aufgebaut werden, in denen auch die Be-
völkerung mit Migrationshintergrund einigermaßen
angemessen vertreten ist. So wurden seit 2005 in
allen Stadtteilen unter hoher BewohnerInnenbeteili-
gung Quartiersbeiräte eingesetzt, die über lokale Ent-
wicklungsmöglichkeiten diskutieren und über den
Mitteleinsatz für konkrete Projekte befinden.
Grundsätzlich spräche nichts dagegen, analoge
Strukturen auch hierzulande einzurichten, meint
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Einige zocken – wir bezahlen?
WIRTSCHAFTSKRISE: AUSWIRKUNGEN – MASSNAHMEN – WAS KOMMT NOCH?

24. November 2009, 19:00-21:00 Uhr
Museum Arbeitswelt Steyr, Wehrgrabengasse 7

• Rudolf Hundstorfer, Sozialminister
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„Stop Armut“ der Volkshilfe Österreich
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Städte im Umbruch
Angesichts der Globalisierung benötigt die
Stadtpolitik einen Paradigmenwechsel, so das
Ergebnis einer Studie des deutschen Stadtfor-
schers Werner Heinz.

Globalisierung ist ein Prozess, der auf eine lange Ge-
schichte zurückblickt. Nach einer längeren, durch die
beiden Weltkriege und ihre Folgen bedingten Zäsur
ist dieser Prozess ab den 1970er Jahren in eine neue
Phase eingetreten. Maßgebliche Triebkräfte und
Merkmale dieser Entwicklung sind laut Heinz: 

� die Krise der als Fordismus bezeichneten Forma-
tion der kapitalistischen Wirtschaftsweise; 

� die zur Bekämpfung dieser Krise eingesetzten
Strategien der Liberalisierung, Deregulierung
und Privatisierung, welche primär der Erschlie-
ßung neuer Räume, Märkte und Profitquellen
dienen und auf den Prinzipien des Neoliberalis-
mus basieren;

� weit reichende, ab den späten 1980er Jahren ein-
setzende geopolitische Veränderungen, in deren
Folge die bevölkerungsreichsten Staaten der Welt
– China und Indien – zu einflussreichen Welt-
marktteilnehmern wurden; 

� ein umfassender technologischer Innovations-
schub, der diese Entwicklungen und „Entgrenzun-
gen“ ermöglichte und beschleunigte.

Wie nun wirken sich der aktuelle Globalisierungspro-
zess und seine Triebkräfte (unter Berücksichtigung der
Politiken von EU und Bundesregierung und ihrer ver-
mittelnden wie auch beschleunigenden Funktion) auf
deutsche Städte und ihre Strukturen aus? Mit welchen
Strategien und Maßnahmen begegnen diese den
neuen Herausforderungen? Wo stoßen sie im Kontext
eines zunehmend komplexer werdenden politischen
Mehr-Ebenen-Systems auf deutliche Grenzen? 

Zur Beantwortung dieser Fragen wurden von Heinz
zum einen mehr als 50 Gespräche mit maßgeblichen
kommunalen und supra-kommunalen Entschei-
dungsträgerInnen sowie VertreterInnen aus Politik,
Wirtschaft und Wissenschaft geführt und zum ande-
ren eine Vielzahl thematisch relevanter Materialien
ausgewertet: einschlägige Veröffentlichungen und
Studien, graue Literatur von Städten und Verbänden
und nicht zuletzt (zur Untermauerung aktueller Ent-
wicklungstrends) eine große Zahl von Beiträgen aus
(Fach-)Zeitschriften sowie Wochen- und überregio-
nalen Tageszeitungen.

Transformation kommunaler Strukturen
Der aktuelle Globalisierungsprozess – dies zählt zu
den zentralen Ergebnissen der Studie – bedeutet eine
tief greifende Transformation kommunaler Strukturen
und Handlungsfelder. Dies gilt vor allem für Wirt-
schaft und Arbeitsmarkt, infolge vielfältiger struktu-
reller Verknüpfungen aber auch für demographische
und soziale Verhältnisse, Stadtgestalt und räumliches
Gefüge und nicht zuletzt für die politisch-administra-
tive Organisation von Kommunen. Betroffen von die-
sen Veränderungen sind alle Städte und Gemeinden:
positiv wie negativ, mittel- wie unmittelbar, infolge
der besonderen Bedingungen des Einzelfalles unter-
schiedlich in Intensität, Ausmaß und Zeit. Als maß-
gebliche Merkmale des Veränderungsschubes wurden
ausgemacht:

� ein umfassender Strukturwandel der Wirtschaft
und ihrer Unternehmen, mit sektoralen Einbrü-
chen und Verschiebungen, Umbau und Internatio-
nalisierung von Produktions- und Unternehmens-
strukturen, Veränderung von Finanzierungsstruk-
turen und Unternehmenszielen;

� ein Umbruch des Arbeitsmarktes mit einer Erosion
der an gesicherter Vollzeitbeschäftigung orien-
tierten Normalarbeitsverhältnisse, der Zunahme

Difu-Studie zur Stadtpolitik im Zeitalter
der Globalisierung

Eine detaillierte Darstellung der Untersuchungs-
ergebnisse findet man in der Publikation „Der
große Umbruch“ von Werner Heinz. Besonderer
Raum wird darin – nach einem einleitenden
Überblick über den aktuellen Globalisierungs-
prozess und das sukzessive Vordringen neolibe-
raler Prinzipien – der globalisierungsbedingten
Transformation kommunaler Strukturen und
dem breiten Spektrum städtischer Reaktionen
gegeben. Abgeschlossen wird die Arbeit mit
einem breiten, im Wesentlichen auf Expertenge-
sprächen basierenden Katalog von Forderungen
und Empfehlungen.

Werner Heinz: Der große Umbruch - Deutsche
Städte und Globalisierung
Edition Difu - Stadt Forschung Praxis, Bd. 6
Berlin 2008, 360 S., EUR 31,00
Bezug: Deutsches Institut für Urbanistik GmbH,
Postfach 12 03 21, D-10593 Berlin
Fax: 0049 30 39001 275, Mail: verlag@difu.de
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neuer, vielfach nur temporärer, den Erfor-
dernissen des Marktes entsprechender
und häufig prekärer Beschäftigungsver-
hältnisse sowie einer deutlichen Einkom-
menspolarisierung;

� sich ändernde, mit der Transformation
von Wirtschaft und Arbeitsmarkt sowie
geopolitischen Umbrüchen einherge-
hende demographische Strukturen mit
einer veränderten Zusammensetzung der
Bevölkerung nach Alter und ethnischer
Zugehörigkeit bei insgesamt rückläufigen
Bevölkerungszahlen wie auch einer zu-
nehmenden, durch steigende Armutszah-
len gekennzeichneten Spaltung der
(Stadt-)Gesellschaft in Gewinner und Verlierer,

� eine Zunahme groß- und kleinräumiger Disparitä-
ten mit Wachstumsregionen und attraktiven
Stadtquartieren auf der einen Seite, Räumen der
De-Ökonomisierung und Schrumpfung sowie Ar-
mutsquartieren auf der anderen Seite;

� eine sukzessive Erosion der kommunalen Selbst-
verwaltung und ihrer Strukturen als Folge von ex-
ternem Veränderungsdruck, Haushaltsengpässen
und internen Modernisierungsstrategien.

Städte und Gemeinden begegnen den aktuellen Her-
ausforderungen und Veränderungen mit einer Viel-
zahl von Aktivitäten, deren Schwerpunkte und Gestalt
von den Strukturen, Handlungsmöglichkeiten und Ak-
teurskonstellationen des Einzelfalles abhängen.

Strategische Handlungsschwerpunkte
Die Stadtpolitik als Antwort auf die mittel und un-
mittelbaren Auswirkungen des aktuellen Globalisie-
rungsprozesses gibt es Heinz zufolge nicht. Ungeach-
tet aller Unterschiede haben sich dennoch eine Reihe
gemeinsamer strategischer Handlungsschwerpunkte
herausgebildet, die sich von denen früherer Zeiten
deutlich unterscheiden. Diese Handlungsschwer-
punkte umfassen:

� eine fortschreitende Internationalisierung kom-
munalen Handelns mit einer Zunahme grenzüber-
schreitender Netzwerke, Partnerschaften und Ver-
anstaltungen; 

� veränderte wirtschaftsstrukturelle Schwerpunkt-
setzungen. Besondere Bedeutung wird hier dem in
vielfältiger Weise mit den zentralen deutschen
Exportindustrien vernetzten Feld der Hochtechno-
logien, der Logistikbranche und dem Tourismus-
sektor beigemessen;

� ein breites, durch eine zunehmende Dualisierung
gekennzeichnetes Politik-Spektrum: einerseits
wettbewerbsorientierte Standortpolitiken zur
Steigerung kommunaler Attraktivität und Wett-
bewerbsfähigkeit in Bezug auf externe Akteure
wie Investoren, zukunftsorientierte Unternehmen,
qualifizierte Arbeitskräfte sowie Touristen, ande-
rerseits bewohnerorientierte Innenpolitiken, die
Maßnahmen der Beschäftigungs- und Woh-
nungspolitik ebenso wie Aktivitäten der Bildungs-
und Integrationspolitik umfassen; 

� eine Öffnung kommunaler Strukturen, Aufgaben
und Einrichtungen für den Privatsektor, seine
Prinzipien und Akteure. Diese Strategie reicht
von der betriebswirtschaftlich orientierten Mo-
dernisierung von Verwaltungsstrukturen bis zur
Privatisierung kommunaler Leistungen und Un-
ternehmen.

Die Ergebnisse der vielfältigen Aktivitäten, mit denen
Städte und Gemeinden auf die Herausforderungen
des aktuellen Globalisierungsprozesses reagieren,
sind ambivalent: Auf der einen Seite stehen attraktive
Standorte für das breite Feld der Zukunftstechnolo-
gien, vielfältige Wohn-, Bildungs-, Kultur- und Frei-
zeitangebote (vor allem für hoch qualifizierte Be-
schäftigte), ausgefallene (städte-)bauliche Projekte,
die in der Regel mit einem deutlichen kommunalen
Image- und Attraktivitätsgewinn einhergehen, sowie
erneuerte und/oder umgebaute Stadtzentren, die als
Hintergrund sich häufender Events und als Anzie-
hungspunkte für steigende Touristen- und Besucher-
zahlen fungieren.

Gleichzeitig – und dies ist die andere Seite – sind so-
ziale und ökonomische Probleme und Benachteiligun-
gen kaum geringer geworden. Der Anteil unsicherer
und in der Regel schlecht bezahlter Beschäftigungs-
verhältnisse hat – bei gleichzeitig rückläufigen Ar-
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Stadtteilarbeit solarCity
Pichling
In einem neu entstandenen Stadtteil sind vor
allem Kommunikation und Kontakte wichtig.
Gemeinwesenarbeit wie hier im Süden von
Linz versucht, diese maßgeblich zu fördern
sowie Mittlerin zwischen BewohnerInnen und
Kommunalpolitik zu sein.

Aufgabe der im vorliegenden Beitrag vorgestellten
Stadtteilarbeit war es, die in die solarCity Pichling (sCP),
einem Stadterweiterungsprojekt im Süden von Linz, neu
einziehende Bevölkerung vier Jahre lang zu begleiten.
Es galt, Nachbarschaften und Interessensgruppen zu
fördern und Kommunikationsglied zwischen Bevölke-
rung, Wohnbauträgern, Kommunalpolitik und -verwal-
tung zu sein. Das Projekt entstand aus einer Koopera-
tion des Amtes für Soziales, Jugend und Familie (ASJF)
mit den Organen der städtischen Bauverwaltung. Die
Fachkräfte hatten ein Stadtteilbüro direkt am Ort zur
Verfügung. Da es galt, institutionsübergreifend zu ar-
beiten, waren die Partner die vor Ort tätigen sozialen
Einrichtungen und Wohnbauträger. Letztere beteiligten
sich auch an der Finanzierung des Projekts.

Das Büro arbeitete nach dem Arbeitsprinzip der Ge-
meinwesenarbeit (GWA). Diese beschäftigt sich mit
Menschen, die durch Gemeinsamkeiten verbunden
sind, Gemeinwesenarbeit soll Mittlerin sein zwischen
der örtlichen Bevölkerung in ihrer Lebenswelt und der
(kommunalen) Politik und Verwaltung. Zentrales An-
liegen von GWA ist es, die Menschen anzuregen, ei-
gene Ideen zu entwickeln, eigene Bedürfnisse zu arti-
kulieren und für diese dann auch einzutreten: Die
Menschen sollen darin unterstützt werden, aus eige-
nem Antrieb initiativ zu werden, sie sollen Kompeten-
zen für eigene Lösungen erlangen.

Information und Vermittlung
Schwerpunkte der Arbeit des GWA-Teams in der sol-
arCity waren die Entwicklung der Wohn- und Lebens-
bedingungen im neuen Stadtteil und die Anbahnung
von Kontakten zwischen Zuziehenden und in Pichling
Alteingesessenen. Als Vermittler hatte das Büro zu
koordinieren, zu beraten und zu moderieren; letzteres
vor allem in Konfliktsituationen. Es wurden Netz-
werke geknüpft, und durch verschiedenste Veranstal-
tungen wurde für rege Kommunikation gesorgt. Als
Beispiel sei hier nur ein Informationsabend zum
Thema Freiraum- und Spielplatzgestaltung im Land-
schaftspark der solarCity erwähnt.
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beitslosenzahlen – zugenommen. Die Armutsquote ist
weiter gestiegen und ungeachtet des Relevanzge-
winns kommunaler Kinderfreundlichkeit zählen Kin-
der zu den Hauptbetroffenen von Armut. Verfestigt
hat sich vielfach auch die räumliche Segregation: in
nicht nur ethnisch, sondern auch durch Einkommen
und soziale Situation der Bewohner voneinander ab-
gegrenzte Quartiere.

Verstärkte Berücksichtigung sozialer Belange
gefordert
Dieser ambivalente Befund macht deutlich, dass zwi-
schen kommunalen Strategien und Maßnahmen und
den Problemen und Herausforderungen, mit denen
Städte konfrontiert sind, eine deutliche Lücke klafft.
Zur Schließung dieser Lücke werden bloße Symptom-
korrekturen und Programmmodifikationen von vielen
der in die Studie einbezogenen GesprächspartnerIn-
nen als unzureichend erachtet. Gefordert wird eine
Stärkung der kommunalen Ebene und eine Abkehr
von der gegenwärtigen Erosion der kommunalen

Selbstverwaltung; gefordert wird vielfach aber auch
ein weitgehender Paradigmenwechsel: von der vor-
rangigen Wettbewerbs- und Angebotsorientierung zu
einer verstärkten Berücksichtigung konkreter Bedarfe
und sozialer Belange aller StadtbewohnerInnen. Die-
ser Paradigmenwechsel sollte nicht allein die kommu-
nale Ebene erfassen, sondern für alle Akteure des zu-
nehmend komplexer werdenden politischen Mehr-
Ebenen-Systems gelten, in das die Städte eingebun-
den sind. Ziel dieser Forderungen ist – so Werner
Heinz - nicht eine Abkehr von der Globalisierung,
sondern eine Neuorientierung des aktuellen, neolibe-
ral geprägten Globalisierungsprozesses in Richtung
einer – in den Worten von Joseph Stieglitz – „Globa-
lisierung mit menschlichem Antlitz“.

Quellen: Werner Heinz: Der große Umbruch, Difu-Be-
richte 2/2008; Sybille Wenke-Thiem: Deutsche Städte
und Globalisierung, Pressemitteilung des Deutschen
Instituts für Urbanistik, 09.12.2008
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Anfragen aus der Bevölkerung betrafen meist den
unmittelbaren Lebensraum. So wurden Angebote für
Kinder und Jugendliche ebenso nachgefragt wie Kul-
tur- und/oder Sportveranstaltungen oder die Infra-
struktur im Stadtteil. In den Jahren 2007/08 häuften
sich Anfragen nach noch freien Wohnungen, die
nicht zuletzt aufgrund seiner guten Präsenz auf der
Homepage der solarCity an das Büro gerichtet wur-
den. Groß war auch das Interesse an Führungen
durch den neuen Stadtteil für in- und ausländische
Interessenten.

Beteiligung und Solidarität
Gemeinwesenarbeit will, wie bereits erwähnt, ein Ge-
meinwesen auf jede nur erdenkliche Weise aktivieren.
Die Menschen sollen veranlasst werden, für ihre An-
liegen einzutreten. Ein probates Mittel hierfür sind
Beteiligungsprozesse, sind doch in Sachen ihrer Le-
benswelt und ihres Sozialraumes die im Stadtteil Le-
benden die Experten schlechthin; und daher sollen sie
auch die Themen des Stadtteils definieren. Das Stadt-
teilbüro konnte die Bewohnerschaft erfolgreich darin
unterstützen, Interessen zu bündeln und relevante
Themen in Arbeitsgruppen zu bearbeiten. Verände-
rungen im Stadtteil konnten durch gemeinsames
Handeln bewirkt werden. Dabei lag die Gestaltung
des Prozesses stets bei der örtlichen Bevölkerung
selbst.

Weitere Foren der Aktivierung waren Mieterver-
sammlungen. Hier besprach man - neben wohnungs-
spezifischen Problemen - auch das zwischenmensch-
liche Wohnklima und die Zufriedenheit im neuen Le-
bensumfeld. Ein Beispiel: Immer wieder wurde das
Anliegen von Mietern formuliert, den beim (Fuß-)
Ballspiel entstehenden Lärm zu dämpfen bzw. das
Fußballspielen dort zu verhindern. Verschiedene Vor-
schläge konnten nicht umgesetzt werden; letztlich
konnte man unter Einbindung aller Beteiligten einen
anderen Platz für das Fußballspiel finden. Bei anderer
Gelegenheit wurde der eigene Beitrag zu respektvol-
lem Miteinander thematisiert. Alle Anwesenden fühl-
ten sich gleichermaßen betroffen. Spontan verein-
barte man, in Hinkunft gemeinsam an Möglichkeiten
der Veränderung belastender Situationen zu arbeiten.

Neben den genannten Veranstaltungen plante das
GWA-Team eine Fülle weiterer Events, mitunter al-
leine, meist aber in Zusammenarbeit mit Partnern. So
wurden mit dem Kulturverein und mit Gewerbetrei-
benden Feste geplant und durchgeführt. Präsenz
zeigte das Büro auch bei Wohnungsübergaben, boten
sich hier doch gute Gelegenheiten, Kontakte zu den
Neuankommenden zu knüpfen.

Ein wesentlicher Aspekt des Arbeitsprinzips GWA ist
die Gewinnung von Multiplikatoren im Stadtteil. Als
solche konnten neben den Hausverwaltungen und
anderen Netzwerkpartnern vor allem auch Gewerbe-

solarCity Pichling

Die solarCity im Linzer Stadtteil Pichling ist ein
auf dem Reißbrett entstandener Stadtteil, der
rund 4.000 Menschen Wohn- und Lebensraum
bietet. Die sozialen Wohnbauten wurden in
Niedrigenergiebauweise gebaut; der Gedanke,
dass fossile Energieträger zum Treibhauseffekt
beitragen und deswegen ihre Nutzung vermie-
den werden sollte, war ein Grundgedanke bei der
Planung.

1990 gab es in Linz rund 12.000 wohnungsu-
chende Menschen. Der Raum Pichling bot mit
seinem großzügigen Flächenangebot, der Nähe
zu den Traunauen mit kleinen Badeseen und dem
bestehenden Wohnbaugefüge aus Einfamilien-
häusern einen idealen Platz, um die Stadt zu er-
weitern. Die Planungen für das Vorhaben began-
nen 1992, ab 1999 wurden die 1.300 Wohnungen
schrittweise in Bauetappen innerhalb von sechs

Jahren errichtet. Die Gesamtkosten für das Pro-
jekt beliefen sich auf 190 Millionen Euro, wobei
knapp zwei Drittel auf den Wohnbau entfallen
sind und die Kosten für die Infrastruktur nur ein
Drittel der Gesamtkosten ausmachten.

Mittelpunkt der solarCity stellt der Ortsplatz mit
Bank, Kaufhaus, Trafik und Kaffeehäusern dar.
Um die zwischenmenschlichen Anliegen küm-
mern sich die MitarbeiterInnen des Stadtteil-
büros und des Seelsorge/Begegnungszentrums.
Um Familien und Kinder kümmern sich das Fami-
lienzentrum, ein Kindergarten, das Schulzentrum
sowie ein Hort. Im Norden der solarCity befindet
sich direkt anschließend ein Naherholungsraum.
Seit September 2005 ist die solarCity durch die
Straßenbahn an das öffentliche Verkehrsnetz an-
gebunden; innerhalb einer halben Stunde gelangt
man damit in die Linzer Innenstadt.

Quelle: wikipedia
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treibende sowie Bewohnerinnen und Bewohner auf
konkrete Anliegen und Ideen angesprochen werden.

Evaluierung der Stadtteilarbeit 
Zur Evaluierung der Stadtteilarbeit wurden die wich-
tigsten Kooperationspartner via Fragebogen befragt:

Zu ihren Erwartungen an das Stadtteilbüro zu Beginn
des Projekts befragt, gab die Hälfte der Befragten an,
dass sie keine hatten, da ihnen nichts Vergleichbares
bekannt war. Jedoch war ein Viertel der Interview -
partner dem Vorhaben gegenüber a priori positiv ein-
gestellt, da man sich dessen Bedeutung für den
Stadtteil bewusst gewesen sei. Ein Viertel der Befrag-
ten verband mit dem Stadtteilbüro vor allem
eine Anlaufstelle für die Bevölkerung.

Zum Zeitpunkt der Befragung war das Büro
rund vier Fünftel aller Kooperationspartner
durch persönliche Kontakte bekannt, es galt als
wichtiger Partner und Vermittler. Mehr als die
Hälfte der Befragten sah den Nutzen des Stadt-
teilbüros in schneller, kompetenter Beschaf-
fung von Information sowie in deren Aus-
tausch, namentlich durch die angebotenen Ver-
netzungstreffen.

Etwa drei Fünftel der Netzwerkpartner und
Hausverwaltungen waren der Ansicht, die Be-
wohnerschaft der solarCity Pichling sehe das
Stadtteilbüro als nützliche und positive Ein-
richtung an, ein Viertel war der Meinung, das
Stadtteilbüro und dessen Nutzen würde nicht
bewusst wahrgenommen, ein Sechstel der Be-
fragten hatte dazu keine Meinung.

Folgende Erwartungen sahen die Befragten als
erfüllt an:

� Erfolgreiche Kooperation und Terminab-
stimmung

� Zusammenarbeit, Vermittlung zwischen
Hausverwaltungen und Bauträgern

� Hilfe beim Start des neuen Stadtteils durch
Engagement des Stadtteilbüros

� Information und Kontakte

� Koordination verschiedenster Themen

� Kooperationsbereitschaft

� Kompetenz und Unterstützung für die eigene Ar-
beit

Allgemein wurde eine längere Begleitung und Betreu-
ung der Stadtteilbewohner angeregt sowie ausrei-
chende Rahmenbedingungen und Infrastruktur, ins-
besondere Aufenthaltsräume für Jugendliche und
eine intensivere Einbindung spezieller Bevölkerungs-
gruppen wurden gewünscht.

Zu den an das Stadtteilbüro herangetragenen Anfra-
gen sei noch angemerkt, dass diese im Jahr 2008
rückläufig waren. Dies lässt umso mehr darauf
schließen, dass die üblichen Anlaufschwierigkeiten
gut begleitet und überwunden wurden. Somit ist es in
der Eingewöhnungsphase gut gelungen, eine gedeih-
liche Basis für die weitere Entwicklung der solarCity
Pichling zu schaffen.

Petra Resch
Elfa Spitzenberger

Befragung der Kooperationspartner 

Adressat befragt 

wurden 

Rücklauf 

Stück 

Rücklauf 

% 

Hausverwaltungen 12 5 41,7 

Netzwerkpartner 19 10 52,6 

Summe 31 15 48,4 

 

 

Oben: Eröffnung des Infrastrukturzentrums solarCity Pichling 2004
Unten: Wasserspielpark solarCity. Quelle: Magistrat der Stadt Linz,
Amt für Soziales, Jugend und Familie
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Wohnraumversorgung
Ein kommunalpolitisches Gestaltungsfeld im
Wandel

Die kommunale Wohnungsvorsorge umfasst die Be-
reitstellung zeitgemäßer Wohnungsangebote und be-
wohnergerechter Wohnumfeldbedingungen durch
Wohnungsunternehmen, die im Eigentum von oder in
einer Kooperationsbeziehung zu den Kommunen ste-
hen. Drei Themenschwerpunkte sollen auf Basis des
Forschungsstandes erörtert werden: 

1) Der europäische Trend von einer staatlich regu-
lierten zu einer marktwirtschaftlichen Wohnungs-
versorgung 

2) Das Auftreten neuer (erwerbs-)gesellschaftlicher
Problemlagen, die für eine kommunale Woh-
nungsvorsorge sprechen 

3) Optionen einer Neugestaltung der kommunalen
Wohnungsvorsorge 

1. Von der marktfernen zur markt-
gesteuerten Wohnraumversorgung
Die kommunale Daseinsvorsorge gilt als Charakteri-
stikum der „Europäischen Stadt“, deren Stadtpolitiken
auf die Vermeidung sozialer Ausgrenzung und sozial-
räumlicher Segregationsprozesse abzielten. Zentraler
Politikansatz war die Steuerung der Versorgung der
Bevölkerung durch Bereitstellung von Infrastruktur-
leistungen für zentrale Daseinsbereiche.

Der Wohnungssektor entwickelte sich während des
20. Jahrhunderts zu einem wichtigen Feld kommuna-
ler Daseinsvorsorge. Kommunale Wohnungspolitik
richtete sich auf die Handlungsbereiche Grundstücks-
bereitstellung, Neubau, Sanierung und die Wohnum-
feldgestaltung. Da die wohnungspolitischen Kompe-
tenzen und finanziellen Ressourcen (Wohnbauförde-
rungen) auf zentralstaatlicher Ebene konzentriert
waren, kooperierten die Kommunen mit staatlichen
Förderinstanzen, die Objektförderungen für den Woh-
nungsneubau bereitstellten. 

Die kommunalen Wohnungsbestände zählten zum
„marktfernen“ Sektor der Wohnraumversorgung, des-
sen Bedeutung darin lag, dass er die Risiken eines
wenig regulierten Wohnungsmarktes, vornehmlich
Preissteigerungen und Versorgungsengpässe, durch
staatliche Interventionen entschärfte. Durch Objekt-
förderungen unterstützte die öffentliche Hand den
Aufbau eines breiten Wohnungssegmentes, das qua-
litativ ansprechenden Wohnraum zu günstigeren

Mietpreisen als am nicht regulierten Wohnungsmarkt
bereitstellte. Das „goldene Zeitalter des sozialen
Wohnungsbaus“ (Häussermann/Siebel) war zugleich
die Hochblüte europäischer Sozialstaatlichkeit in der
zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts. Obwohl die
Qualifizierung des marktfernen („sozialen“) Woh-
nungssektors als Säule des Sozialstaates in der For-
schung umstritten ist, waren die Wirkungsweisen
beider ähnlich gelagert: Während der Sozialstaat die
Alters- und die Gesundheitsvorsorge etc. den Markt-
kräften entzog, hatte der soziale Wohnungssektor für
die Wohnraumversorgung eine vergleichbare Funk-
tion. Die marktferne Wohnraumversorgung be-
schränkte sich nicht auf weniger kaufkräftige Woh-
nungsnachfrager, sondern war auch an Haushalte
adressiert, deren finanzielle Handlungsspielräume
den Bezug einer Wohnung am privaten Wohnungs-
markt ermöglichten. 

Politikänderungen seit den späten 1970er Jahren
setzten die marktferne Wohnraumversorgung in zahl-
reichen europäischen Staaten unter Druck. Das
Wohnbaufördersystem wurde so umgestaltet, dass
eine Schwerpunktverlagerung von der Objekt- zur
Subjektförderung und eine Aufwertung der Woh-
nungseigentumsförderungen durch steuerliche In-
strumente (begünstigte Abschreibungsmöglichkeiten)
erfolgten. Subjektförderungen sollten die Kaufkraft
der Wohnungsnachfrager stärken, Steueranreize Pri-
vatkapital in Wohnungsneubau und -sanierung len-
ken. Die Deregulierung der Mietpreisbildung trug zur
Differenzierung der Mieten nach Größe, Qualität und
Lage der Wohnungen sowie der sozialen Zusammen-
setzung des Wohnumfeldes bei. Die Marktpreise für
Wohnungen sind stark volatil und reagieren auf kurz-
fristige Veränderungen auf der Angebots- und der
Nachfrageseite

2. Die Parallelität von wohnungspolitischem,
wohlfahrtsstaatlichem und erwerbsgesell-
schaftlichem Wandel
Diese Politikänderungen setzten sich nicht in einer
Phase relativer Stabilität, sondern unter den Bedin-
gungen eines beschleunigten erwerbsgesellschaftli-
chen Wandels durch (Kronauer/Linne 2007). Der öko-
nomische Strukturwandel segmentiert die Erwerbsge-
sellschaft in einen Kern aus Inhabern geschützter
Normalarbeitsverhältnisse, in das expandierende Seg-
ment der prekären Arbeitsverhältnisse und arbeits-
rechtlich wenig abgesicherten Jobs sowie in die Zone
der Langzeitarbeitslosen/Sozialhilfebezieher mit ge-
ringen Reintegrationschancen in die Erwerbsgesell-
schaft. Die Restrukturierung der europäischen Wohl-
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fahrtsstaaten (Groves et al 2007) führt zu einem
rückläufigen Transfervolumen und zu restriktiveren
Bezugsbedingungen für Sozialleistungen, deren Ver-
gabe an Verpflichtungen der Leistungsbezieher ge-
bunden ist. So zwingt der Bezug bestimmter Sozial-
transfers zur Einhaltung restriktiver Bemessungsober-
grenzen bei Wohnungsmiete und –größe. Dies kann
zu Umzügen, verbunden mit einer Verschlechterung
der Standards der Wohnraumversorgung, führen.

Während die Zahl der Haushalte mit instabilen Nied-
rigeinkommen und der Bezieher staatlicher Sozial-
transfers wächst, verengt sich mit dem marktfernen
Wohnungssektor zugleich jener Teilwohnungsmarkt,
der zur Wohnraumversorgung wenig kaufkräftiger
Haushalte dient. Mangels Alternativen am Woh-
nungsmarkt werden diese Haushalte in billige unsa-
nierte Altbauquartiere oder in jüngere stigmatisierte
Sozialwohnungen verdrängt. Unter den Bedingungen
des erwerbsgesellschaftlichen Strukturwandels ver-
schärfen die zeitgleiche Durchsetzung einer marktge-
steuerten Wohnraumversorgung und die Restrukurie-
rung des Wohlfahrtsstaates die soziale Ungleichheit
der Wohnraumversorgung, die sich nach Arbeits-
marktlage, Einkommen, ethnischer Zugehörigkeit und
Geschlecht differenziert (Stöger 2008).   

Unter diesen Rahmenbedingungen wächst die Bedeu-
tung kommunaler Wohnungsvorsorge, da sie einkom-
mensschwachen Haushalten am ehesten eine leist-
bare und bedarfsgerechte Wohnraumversorgung bie-
tet. Ungeachtet wachsender Probleme auf den Woh-
nungsmärkten steht die kommunale Wohnungsvor-
sorge gegenwärtig stärker unter Druck als in der
Phase stabilerer Gesellschaftsstrukturen Mitte des 20.
Jahrhunderts. Das Leitbild der „Europäischen Stadt“
als sozial integrative Stadt (Walther/Mensch 2005)
wird herausgefordert durch das konkurrierende Kon-
zept einer „privatisierten Stadt“ mit minimalen
Steuerungskompetenzen der Kommunalverwaltungen
in der Daseinsvorsorge. 

3. Reorganisationsprozesse kommunaler
Wohnungsvorsorge
3.1 Aufgabe oder Erhalt wohnungspolitischer
Steuerung?
Kommunalpolitische Akteure wenden sich häufig
gegen den Erhalt oder eine Erweiterung wohnungs-
politischer Steuerungskompetenzen und votieren als
Alternative oder Ergänzung zu Verkaufsangeboten an
die Mieter für eine Veräußerung an institutionelle In-
vestoren (u.a. Fonds). Indem Städte eine wohnungs-
politische Trendwende vollziehen und ihre kommuna-

len Wohnungsbestände en bloc auflösen, unterwerfen
sie die Wohnraumversorgung den Marktkräften, auf
deren Entschärfung der Aufbau kommunaler Woh-
nungsbestände ursprünglich abzielte.1

Die Veräußerung des kommunalen Wohnungssektors
lässt sich nur eingeschränkt mit der Tendenz zur De-
regulierung und Liberalisierung staatlicher Sektoren
der Daseinsvorsorge erklären. Zentrales Motiv der Pri-
vatisierung kommunaler Wohnungsbestände ist der
„Sachzwang“ der städtischen Finanznot, die teils
durch überlokale Entscheidungen der Steuerpolitik
mitverursacht wurde (Häussermann et al 2008, 281
f). Auf lokalen politischen Entscheidungen wiederum
basiert die Definition dessen, was als „Kerngeschäft“
kommunalpolitischen Handelns gilt. Wenn sich Kom-
munen entschließen, die Wohnungsversorgung nicht
mehr zu ihrem Aufgabenspektrum zu rechnen, dann
spielt die Vermeidung von Legitimationsdefiziten eine
Rolle, für die wohnungspolitisches Handeln besonders
anfällig ist. Die Veräußerung stadteigener Wohnungs-
gesellschaften eröffnet den Kommunalpolitikern die
Möglichkeit, oftmals nicht vermeidbare Unzufrieden-
heit mit der Mietpreisgestaltung, der Wohnraumver-
gabe sowie der Wohnumfeldgestaltung den privaten
Wohnungsanbietern anzulasten. Die Entscheidung für
„Nichtpolitik“ am Wohnungsmarkt kann die Legitima-
tionsprobleme für die Kommunalpolitik jedoch weiter
verschärfen, da sich für die Stadtbewohner die Frage
stellt, weshalb sie kommunalpolitische Vertreter
wählen sollten, wenn diese für immer weniger Berei-
che der Daseinsvorsorge politische Verantwortung
übernehmen (zu Vertrauen in die Politik: Gabriel
2002). 

Wo kommunale Wohnungsunternehmen nicht ver-
äußert werden, wächst der Ertragsdruck, da die Woh-
nungsgesellschaften erhöhte Dividenden für das
städtische Budget erwirtschaften sollen. Sofern Kom-
munalpolitiker davon absehen, sind kommunale Woh-
nungsgesellschaften gefordert, preisgünstige Woh-
nungen bereitzustellen und weitere wohnungspoliti-
sche Funktionen zu erfüllen. Bezüglich der Qualität
der Wohnobjekte können hinsichtlich der Wohnungs-
ausstattung, nach ökologischen Kriterien und in der
Architektur vielfältige Experimente durchgeführt
werden. Diese sind bei primär ertragsorientierten
Bauträgern ebenso wenig wahrscheinlich wie ein be-
wohnerorientiertes Bestandsmanagement, das neben
einer korrekten Mietpreis- und Betriebskostenabrech-
nung und einer funktionierenden Hausbetreuung
einen langfristigen Planungsansatz verfolgt, der die
Alterung der Wohnobjekte und sich ändernde Be-
wohnerbedürfnisse berücksichtigt.
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Die Verfügung über Wohnungsbestände eröffnet den
Kommunen weiterreichende sozial- und stadtpoliti-
sche Interventionsmöglichkeiten. Mehrheiten von
Kommunalpolitikern und Fachbeamten in den Auf-
sichtsräten bieten Einflussmöglichkeiten auf die Ge-
schäftsstrategien der kommunalen Wohnbauträger.
Die Aufnahme von Wohnungsnotfällen und die Betei-
ligung an der Gemeinwesensarbeit werten kommu-
nale Wohnungsgesellschaften zu Akteuren präventi-
ver städtischer Sozialpolitik auf (Häussermann et al
2008, 288). Sie betreiben ein Belegungsmanagement,
das nach einer sozial und teils auch ethnisch durch-
mischten Wohnungsbelegung strebt und so Prozesse
sozialräumlicher bzw. ethnischer Segregation zumin-
dest zu verlangsamen versucht.2

3.2 Kooperationen von Kommunen und
Wohnungsgenossenschaften 
Wenn die Kommunen die Option kommunaler Woh-
nungsgesellschaften verwerfen, bietet sich eine Ko-
operation mit genossenschaftlichen Wohnungsunter-
nehmen als Form eines „public-private-partnership“
(PPP) an. Genossenschaften basieren auf den Prinzi-
pien Solidarität, Gemein-
schaft und Partizipation,
die Potenzial für eine
Neuorganisation der
kommunalen Wohnungs-
vorsorge bieten können.
Varianten sind die Grün-
dung einer Genossen-
schaft zur Übernahme der
kommunalen Wohnungs-
bestände oder die Fusion
des kommunalen Woh-
nungsunternehmens mit
einer bestehenden Ge-
nossenschaft. Daraus re-
sultiert eine win-win-Situation für die beteiligten Ak-
teure. Aufgrund des Doppelcharakters der Genossen-
schaft sind deren Mitglieder sowohl Miteigentümer,
die an der Wertsteigerung ihrer Geschäftsanteile in-
teressiert sind, wie auch Wohnungsnutzer mit lebens-
langem Nutzungsrecht. Die gesetzlich limitierten Er-
träge, die Wohnungsgenossenschaften erwirtschaften
dürfen, werden großteils reinvestiert in die Qualitäts-
verbesserung der Wohnungen und in die bedarfsori-
entierte Gestaltung des Wohnumfelds. 

Die Kommunen erzielen zwar deutlich geringere Ver-
kaufserlöse als bei einer Veräußerung an institutio-
nelle Investoren, doch tragen Genossenschaften zum
Erhalt preisgünstigen Wohnraums und zur sozialen

Stabilisierung der städtischen Quartiere bei. Im Ge-
gensatz zu privaten Wohnungsunternehmen sind ge-
nossenschaftliche Wohnungsbestände durch eine
höhere Stabilität der Eigentumsverhältnisse, eine so-
zial heterogenere Bewohnerstruktur und geringere
Fluktuationsraten gekennzeichnet. Aufgrund ihrer
Quartiersbindung zeigen die Genossenschaftsmitglie-
der Interesse an einem intakten Wohnumfeld und so-
zialer Durchmischung. Ein wichtiger Bindungseffekt
sind Investitionen in soziale Infrastrukturen (Be-
wohnertreffs etc.), die durch informelle Vernetzungs-
möglichkeiten und konkrete Hilfestellungen Mehr-
wert für die Bewohner generieren. 

Erfolgsperspektiven für eine Kooperation von Genos-
senschaften und Kommunen am Wohnungssektor be-
stehen, wenn die Genossenschaften Solidarität oder
Partizipation tatsächlich praktizieren und Förderun-
gen erhalten, um Defizite in der Eigenkapitalausstat-
tung auszugleichen. Eine funktionierende Zusam-
menarbeit von Kommunen und Genossenschaften in
der Quartiersentwicklung erfordert institutionelle Lö-
sungsansätze in Form von Quartiersarbeitskreisen zur

Interessenskoordinierung
zwischen Stadtverwal-
tung, Genossenschaften
und lokalen Bewohneri-
nitiativen (Schlomka
2005).

Eine Neuorganisation der
kommunalen Wohnungs-
vorsorge im Rahmen ge-
nossenschaftlicher oder
genossenschaftsähnli-
cher Modelle („interme-
diärer Sektor“) war in
schwedischen und nie-
derländischen Kommu-

nen und in deutschen Städten (Flensburg, Penneberg)
realistisch, wo handlungsfähige Wohnungsgenossen-
schaften existierten, die wie die Kommunalpolitiker
Bereitschaft zu dieser unorthodoxen Form der Koope-
ration zeigten (Kowalski 2005). In anderen Städten
mit intakten Genossenschaftsstrukturen dürfte sich
die Übertragung kommunaler Wohnungsbestände an
genossenschaftliche Bauträger nicht als Lösungsvari-
ante durchsetzen. Von rechtlichen Regelungsbedarfen
abgesehen, fällt ins Gewicht, dass finanziell notlei-
dende Kommunen primär nach einer Optimierung des
Verkaufserlöses für ihre kommunalen Wohnungsbe-
stände streben, während sozialpolitische Ziele in den
Hintergrund rücken. Die Negativeffekte von Woh-
nungsprivatisierungen werden aufgrund ihrer Lang-

“Die Entscheidung für „Nichtpolitik“ am
Wohnungsmarkt kann die Legitimations-
probleme für die Kommunalpolitik jedoch
weiter verschärfen, da sich für die Stadt-

bewohner die Frage stellt, weshalb sie
kommunalpolitische Vertreter wählen
sollten, wenn diese für immer weniger

Bereiche der Daseinsvorsorge politische
Verantwortung übernehmen.“
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fristigkeit oft erst erkennbar, wenn die für den Ver-
kaufsbeschluss verantwortlichen Politiker aus ihren
Funktionen ausgeschieden sind. Zudem gelten die fi-
nanziellen Handlungsspielräume der lokalen Woh-
nungsgenossenschaften als eng begrenzt. Sie sind in
internationalen Bieterverfahren für kommunale Woh-
nungsgesellschaften mit den hohen Kosten der Ange-
botserstellung überfordert, geschweige denn können
sie die erwarteten Verkaufserlöse aufbringen, sodass
sich letztlich meist finanzkräftige ausländische Inve-
storen durchsetzen. 

4. Die Konsequenzen kommunaler
Wohnungsprivatisierungen 
Im Unterschied zu den Kommunen liegt die strategi-
sche Zielsetzung privater Neoeigentümer in einer
profitablen Verwertung der erworbenen Wohnungs-
bestände, die zu kurzfristigen Mietpreisanhebungen
oder Weiterveräußerungen führt. Zugleich sinken die
Möglichkeiten der Kommunen, den privaten Woh-
nungsanbietern soziale Verpflichtungen aufzuerle-
gen, signifikant. Die in einigen Fällen zwischen Kom-
munen und privaten Käufern städtischer Wohnungs-
gesellschaften vereinbarten „Sozialchartas“ zum
Schutz der Bewohner enthalten lediglich unverbindli-
che Regelungen oder Bestimmungen, die nicht sub-
stanziell über die gesetzlichen Mindeststandards hin-
ausreichen und durch Eigentümerwechsel ihre Gül-
tigkeit verlieren. 

Wo Kommunen ihre Wohnungsgesellschaften privati-
sieren und keine genossenschaftlichen Lösungsmo-
delle realisierbar sind, geben sie Interventionschan-
cen auf den urbanen Wohnungsmärkten auf. Wie
Fallstudien zu angelsächsischen Kommunen belegen
(Murie 1998), induzieren oder verschärfen Woh-
nungsprivatisierungen soziale Entmischungsprozesse
und beschleunigen die sozialräumliche Segregation.
In begehrten und wohlhabenderen Stadtquartieren
erfolgen Privatisierungen zügig und führen zu (be-
grenzten) sozialen Umschichtungen, da jüngere ein-
kommensstärkere Haushalte zuziehen. In stigmati-
sierten Stadtquartieren gestalten sich Privatisierun-
gen wegen eines negativen Images schwieriger und
verlaufen daher langsam. Die aufgrund der Verknap-
pung von preisgünstigem Wohnraum erhöhte Nach-
frage nach kommunalen Wohnungen führte zum ver-
mehrten Zuzug einkommensschwächerer Haushalte,
der die Sozialstruktur dieser Stadtquartiere homoge-
ner gestaltet. Für angelsächsische Städte als „Pio-
niere“ massenhafter Wohnungsprivatisierungen gilt,
dass der Anteil der privatisierten Wohnungen in
einem Stadtviertel meist umgekehrt proportional zum

Anteil an sozial benachteiligten Haushalten ist
(Mundt 2008, 338f). 

Die kommunale Intervention beschränkt sich zuneh-
mend auf den Erwerb von Belegungsrechten zur Ver-
sorgung der einkommensschwächsten Haushalte. Als
„poor services for the poor“ fungieren nicht privati-
sierbare kommunale Wohnungsbestände, die qualita-
tiv unzureichenden Wohnraum an durch Lage, Infra-
struktur, Sozialstruktur der Nachbarschaft und
Stigma benachteiligten Wohnstandorten bieten (Buck
2005). 

5. Perspektiven kommunaler Wohnungspolitik
Die durch den Wandel von Erwerbsgesellschaft und
Wohlfahrtsstaat und die Verknappung des preisgün-
stigen Wohnungsangebotes verschärften Probleme
der Wohnraumversorgung bewirken für sich noch
keine Aufrechterhaltung kommunaler Intervention
am Wohnungsmarkt. Die Entscheidung für oder
gegen eine kommunale Wohnungsvorsorge ist abhän-
gig von der Bereitschaft und Fähigkeit kommunalpo-
litischer Akteure zur Bewältigung des Zielkonfliktes
zwischen wirtschafts- bzw. finanzpolitischen auf der
einen und sozialpolitischen Politikzielen auf der an-
deren Seite. Wenn dieser Balanceakt gelingt und die
kommunale Wohnungsvorsorge nicht als Legitima-
tionsproblem, sondern als Legitimationsressource
verstanden wird, sind kommunale Wohnbauträger
gefordert, im Rahmen übergeordneter wohnungs-
und stadtpolitischer Zielsetzungen einen kunden-,
bedarfsorientierten und partizipativen Anspruch zu
verfolgen.

Gefragt sind innovative Strategien, um die quartiers-
bezogenen Potenziale intermediärer Akteure (Genos-
senschaften, Bewohnerinitiativen) durch neue Koope-
rationsformen von öffentlichem und privatem Sektor
zu aktivieren. Diese public-private-partnerships (PPP)
müssen die kommunale Wohnungsvorsorge nicht er-
setzen, sondern könnten diese sinnvoll in Stadtquar-
tieren ergänzen, wo die Kommunen aufgrund fehlen-
der Wohnungsbestände oder Grundflächen über keine
nennenswerten Steuerungskompetenzen verfügen.
Wie das Verhältnis von Eigenverantwortung, Partizi-
pation und kommunaler Unterstützung konkret zu
gestalten ist, müsste einzelfallbezogen entschieden
werden.

Harald Stöger
Institut für Gesellschafts- und Sozialpolitik
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Amerkungen
1 In Österreich ist der europäische Trend zur Wohnungs-

privatisierung nur sehr eingeschränkt wirksam. An pri-
vate Investoren veräußert wurden lediglich die Woh-
nungsgesellschaften des Bundes. Auf kommunaler
Ebene verzichtete die Stadt Graz nach politischen Kon-
troversen (vorerst) auf einen Verkauf des kommunalen
Wohnungsbestandes. Neben Salzburg verfügt auch Linz
über kommunale Wohnungsbestände, hat diese jedoch
in einer gemeinnützigen Wohnungsgesellschaft im
Mehrheitseigentum der Stadtgemeinde Linz gebündelt. 

2 Segregation bezeichnet die räumliche Konzentration
von Haushalten, die gemeinsame Merkmale (Beruf,
ethnische Herkunft) teilen.
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Wohnungslos – chancenlos
VertreterInnen des Forums Wohnungslosenhilfe
präsentierten Ende Februar die Ergebnisse der
Salzburger Wohnungslosenerhebung 2008.

814 Personen wurden im Oktober 2008 in der Stadt
Salzburg bei den befragten Einrichtungen als woh-
nungslos registriert, dies entspricht einer Steigerung
um 6,8 Prozent gegenüber 2007. Damals waren 762
Personen wohnungslos. Der Anstieg war diesmal ein
„männliches Phänomen“. Die Zahl der wohnungslosen
Männer stieg gegenüber dem Vorjahr von 369 auf 410
Personen, diejenige der Frauen sank von 165 auf 135
Personen. Einen deutlichen Anstieg gab es bei den
wohnungslosen EU-BürgerInnen (von 54 auf 82),
während die Zahl der wohnungslosen Jugendlichen
mit 44 Personen in etwa gleich blieb (2007: 45).

Jährliche Erhebung 
Dies sind die zentralen Ergebnisse der letzten Woh-
nungslosenerhebung, die vom Forum Wohnungslo-

senhilfe jährlich durchgeführt wird, um einen aktuel-
len Überblick über die Trends und Entwicklungen der
Wohnungslosigkeit in der Stadt Salzburg zu erhalten.
Das betrifft sowohl die Anzahl der von Wohnungslo-
sigkeit betroffenen Menschen als auch die Verteilung
dieser Personen auf die unterschiedlichsten Formen
der Wohn(not)versorgung. 

Erfasst werden Menschen, die akut wohnungs- und
obdachlos sind, sowie jene, die von bevorstehender
Wohnungslosigkeit bedroht sind. Dazu zählen: 

� Obdachlose 

� Wohnnotversorgte in Klöstern, Asylen, Herbergen,
Pensionszimmern und Notschlafstellen 

� Menschen ohne eigenen Wohnraum, die bei Be-
kannten und Freunden untergekommen sind 

� Menschen in betreuten Unterkünften 

� Menschen ohne Wohnung, die zum Zeitpunkt der
Erhebung in Krankenhäusern, Kur und Therapie-
anstalten aufgenommen sind 

� Wohnungslose Menschen in Gefangenenhäusern 
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� Menschen in unzumutbaren Wohnverhältnissen
(baulich, hygienisch, starke soziale Spannungen) 

� Menschen, die in sehr beengten Wohnmietver-
hältnissen leben müssen (Überbelag) 

Es werden insgesamt 90 Institutionen befragt, an die
sich Menschen mit Wohnproblemen wenden, davon
liefern ca. 60 Einrichtungen Daten für die Erhebung.
Erfasst werden die soziodemografische Merkmale Ge-
schlecht, Geburtsdatum, Familienstand. Doppelnen-
nungen werden gefiltert. Seit 1994 wurden laufend
Anpassungen in der Erhebung vorgenommen
(Schwer punkt Frauen und Jugendliche), zuletzt z.B.
wurde auch versucht, Personen zu erfassen, die star-
ken sozialen Spannungen in Trennungs- und Gewalt-
situationen ausgesetzt sind. Den Initiatoren zufolge
kommt der Salzburger Wohnungslosenerhebung in
dieser Form in Österreich einer Vorreiterrolle zu, in
Graz und Innsbruck wurde das Konzept bereits über-
nommen und umgesetzt.  

Versteckte Wohnungslosigkeit weiter gestiegen
Der bereits in den vergangenen Jahren zu beobach-
tende Trend des Anstiegs von versteckter Wohnungs-
losigkeit hat sich zuletzt fortgesetzt: Gaben 2007
192 Personen an, dass sie bei Bekannten oder Freun-
den wohnen, so stieg diese Zahl im Vorjahr auf 233
Personen an (+21%). Besonders stark war der An-
stieg in dieser Kategorie bei wohnungslosen Män-
nern (+ 36%). 

Weiters sind Menschen mit Migrationshintergrund
zunehmend von Wohnungslosigkeit betroffen. So

stieg die Zahl der wohnungslosen EU-BürgerInnen
von acht Personen im Jahr 2001 auf 82 im Jahr 2008,
diejenige der MigrantInnen ohne Wohnung von 22
Personen im Jahr 2002 auf 102 im Jahr 2008. 

Defizitäre Hilfestrukturen
An den von ihnen bereits zuvor regelmäßig kritisier-
ten defizitären Hilfestrukturen im Rahmen der Woh-
nungslosenhilfe hat sich in den vergangenen Jahren
wenig verändert, monierten die VertreterInnen des
Forums. Einzig die Winternotschlafstelle Mülln wurde
neu in Betrieb genommen. Der grundsätzliche Bedarf
nach dieser Einrichtung wird von den anwesenden
Forum-VertreterInnen zwar nicht bezweifelt, sie
bemängeln aber deren Ausgestaltung bzw. Organisa-
tion. Das Projekt „Nachfolgewohnraum“ wurde nach
ca. eineinhalbjähriger Diskussion seitens des Landes
und der Stadt abgelehnt. Neue Angebote seien der-
zeit allerdings im Gespräch bzw. in Planung. 

Die Unterstützung des Sozialamtes für den Wohnbe-
darf („Höchst zulässiger Wohnaufwand“ – HWA)
klafft im Gegensatz zur Preisentwicklung auf dem
privaten Wohnungsmarkt immer weiter auseinander
(siehe Grafik). 

Die Erfahrung in der täglichen Beratungstätigkeit be-
stätigt diese Entwicklung. Bei der Suche nach einer
Kleinwohnung scheitert man in der Regel an den Ko-
sten. So wurden beispielsweise in der Samtagsausgabe
der Salzburger Nachrichten vom 14.2.2009 insgesamt
53 Kleinwohnungen/Garconnieren angeboten. Nur
sechs davon waren innerhalb des HWA, alle anderen
darüber. Auch die Nachfrage bei Immobilienbüros ver-
lief ähnlich, von zwölf angefragten Büros hatte bloß
eines in absehbarer Zeit eine Wohnung innerhalb des
höchst zulässigen Wohnungsaufwandes. 

Die ProponentInnen verwiesen auf die relevante Ver-
ordnung: „Gemäß § 12a Abs 2 des Salzburger Sozial-
hilfegesetzes ist der höchstzulässige Wohnungsauf-
wand je m2 Wohnnutzfläche unter Bedachtnahme auf
die durchschnittlichen regionalen statistischen Daten
des Sozialhilfeträgers für Wohnungen mit zweckent-
sprechender Ausstattung für jeden politischen Bezirk
gesondert jeweils für ein Kalenderjahr durch Verord-
nung festzulegen.“

Zusätzlich würden seitens des Sozialamtes für Pen-
sionszimmer seit dem 1. Juli 2006 nur mehr 75 Pro-
zent des Richtsatzes (HWA) in der Stadt Salzburg be-
zahlt, mit der Konsequenz, dass laufend Fälle bekannt
werden, bei denen die BewohnerInnen von Pensions-
zimmern teilweise deutlich mehr zahlen müssen, als
durch den Richtsatz zur Vergütung gestellt wird. Dies

Forum Wohnungslosenhilfe

Das Forum Wohnungslosenhilfe ist ein Netz-
werk von Trägern der Wohnungslosenhilfe
sowie von Einrichtungen der psychosozialen
Versorgung im Bundesland Salzburg. Netzwerk-
bzw. KooperationspartnerInnen sind die Caritas
Salzburg, die Soziale Arbeit GmbH, der Verein
Frauentreffpunkt, der Verein Laube, NEUSTART
Salzburg, Pro Mente Salzburg, das Vertretungs-
Netz Sachwalterschaft, die Salzburger Armuts-
konferenz, die BAWO (Bundesarbeitsgemein-
schaft Wohnungslosenhilfe), die Kinder- und
Jugendanwaltschaft Salzburg sowie das Insti-
tut helix - Forschung & Entwicklung. Das Forum
Wohnungslosenhilfe ist in der Bundesarbeits-
gemeinschaft Wohnungslosenhilfe
(www.bawo.at) vertreten.
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sei gleichbedeutend mit einer Richtsatzkürzung für
den Lebensunterhalt. 

Bei den Pensionszimmern, deren Qualität den Fo-
rums-VertreterInnen nur zum Teil adäquat erscheint,
habe die Verringerung des Angebotes zu einer weite-
ren Verknappung der Unterbringungsmöglichkeiten
geführt. Von den ProponentInnen wird eine Verdrän-
gung in Richtung „private Wohnversorgung“ ange-
nommen, zumal auch die Ergebnisse der aktuellen
Wohnungslosenerhebung in diese Richtung weisen. 

Kein Rückgang der Wohnungsnot
Der seitens der Stadt Salzburg offiziell verlautbarte
Rückgang von Wohnungssuchenden am städtischen
Wohnungsamt von 4.000 (2007) auf 3.200 (2008; Er-
hebung jeweils am 1.5.) wird zwar grundsätzlich als
positiv erachtet, die Auswirkungen auf die Situation
von Wohnungslosen könne allerdings nicht seriös
beantwortet werden, da hierzu die Verlgeichsdaten
fehlen.

Die gesteigerte Neubautätigkeit im Bereich des ge-
förderten Wohnbaus wird von den ProponentInnen
sehr begrüßt wegen des dämpfenden Einflusses auf
die Mietpreisentwicklung und weil die Liste am
Wohnungsamt dadurch kürzer werde. Allerdings wie-
sen sie darauf hin, dass damit dem Problem der Woh-
nungslosigkeit nur unzureichend Rechnung getragen
werde. Zum einen könne die Neubautätigkeit das
Problem der Wohnungslosigkeit quantitativ nicht be-
wältigen, zum anderen bedarf es ihres Erachtens
einer umfassenden, aufeinander abgestimmten Woh-
nungslosenhilfe, die auf die speziellen Bedarfe und
Problemlagen der Betroffenen einzugehen vermag

(hinsichtlich Beratung
sowie des Bedarfs an klei-
nen Wohneinhei-
ten/Garconnieren).  

In der täglichen Bera -
tungs tätigkeit könne kein
Rückgang der Wohnungs-
not verzeichnet werden.
Dies betrifft einerseits die
steigende Belastung mit
Wohnkosten, andererseits
aber auch die Suche nach
entsprechend leistbarem
Wohnraum. 

Fallbeispiele  
Zur Veranschaulichung des
Gesagten wurden bei der
Pressekonferenz zwei Fall-

beispiele präsentiert: Zum einen der Fall des Herrn S.,
der beim Wohnungsamt als wohnungssuchend vor-
gemerkt und sogar in der Reihung unter den ersten
40 ist und der derzeit nach der Trennung von seiner
Lebensgefährtin ein Pensionszimmer bewohnt. Sei-
nen Lebensunterhalt bezieht er neben einem gerin-
gen Pensionsvorschuss vorwiegend aus der Sozial-
hilfe. Für das Substandard-Zimmer ohne Wasch-
becken muss er aus Eigenmitteln noch rund 80 Euro
bestreiten (Gesamtpreis 360 Euro), sodass ihm real
369 Euro monatlich zur Bestreitung des Lebensunter-
halts verbleiben.

Zum zweiten wurde der Fall des Herrn G. geschildert,
der Arbeitslosengeld bezieht. Er hat seit Jahren kei-
nen festen Wohnsitz, seine Nächtigungen beschrän-
ken sich auf Aufenthalte bei Bekannten, in der Not-
schlafstelle sowie in vom Sozialamt mitfinanzierten
Substandard-Pensionszimmern. Im Sommer 2006 trat
erstmals eine Verordnung der Landesregierung in
Kraft, die eine Kürzung der Wohnunterstützung für
derartige „Pensionszimmer“ vorsah (in der Stadt Salz-
burg um 25 Prozent, in den übrigen Bezirken um 20
Prozent). Für viele KlientInnen der Wohnungslosen-
hilfe, auch für Herrn G., brachte diese Verordnung
eine finanzielle Schlechterstellung. Denn viele Ver-
mieter akzeptierten diese Veränderung nicht und for-
derten von den KlientInnen eine zusätzliche Mietlei-
stung; mit der Konsequenz, dass eine Weigerung der
Zahlung zur sofortigen Kündigung und in weiterer
Folge zu akuter Obdachlosigkeit führen würde. Herr
G. wohnte bis zum Inkrafttreten dieser Verordnung in
einem dieser Pensionszimmer; als persönliche Konse-
quenz zog er es dann vor, bei Bekannten bzw. in den

Quelle: AK Salzburg (Mietpreisentwicklung), RIS (HWA – für Einzelperson in der Stadt
Salzburg, max. 40 m2), Zusammenstellung / Grafik: Salzburger Armutskonferenz
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oben genannten Einrichtungen der Wohnungslosen-
hilfe zu nächtigen. 

Die Geschichte von Herrn G. ist kein Einzelfall und
macht nach Ansicht des Forums Wohnungslosenhilfe
den Anstieg der Zahl der Männer, die bei Bekannten
bzw. Freunden nächtigen, plausibel. 

Wohnungslose Frauen 
Die Situation von wohnungslosen Frauen – mit oder
ohne Kinder – bildet sich in der konkreten Beratungs -
tätigkeit unverändert ab. Den in der aktuellen Erhe-
bung festgestellten Rückgang bei versteckt woh-
nungslosen Frauen (s.o.) erklären sich die Proponen-
tInnen damit, dass einerseits eine frauenspezifische
Einrichtung dieses Mal keine Daten geliefert hat und
andererseits laut Auskunft des Wohnungsamtes im
letzten Jahr vermehrt Frauen (mit Kindern) mit einer
Wohnung versorgt wurden. Es gebe nach wie vor
keine Angebote in der Wohnungslosenhilfe, die ge-
schlechtsspezifisch ausgerichtet sind und somit die
weiblichen Problemlagen berücksichtigen, kritisiert
das Forum Wohnungslosenhilfe. Frauen in Wohnnot-
situationen könnten daher nur unbefriedigend bera-
ten und versorgt werden.  

Fordungen und Perspektiven  
Abschließend deponierten die VertreterInnen des Fo-
rums Wohnungslosenhilfe ihre Wünsche und Forde-
rungen an die (kommunal-)politisch Verantwortli-
chen. Dazu zählt die strukturelle Verankerung und der
qualitative Ausbau der jährlichen Wohnungslosener-
hebung, um ein noch detaillierteres Bild der Proble-
matik zu erhalten. Der Verweis auf eine derzeit lau-

fende österreichweite Erhebung sei unzureichend, da
diese wiederum auf die Daten der vorliegenden Erhe-
bung zurückgreife. 

Stadt und Land Salzburg werden aufgerufen, eine
verbindliche partizipative Wohnungslosenhilfepla-
nung einzurichten und einen Entwicklungsplan für
die Angebote der Wohnungslosenhilfe aufzulegen.
Lücken in der Wohnnotversorgung müssten geschlos-
sen werden, eingefordert werden insbesondere spezi-
elle Angebote für Frauen, Jugendliche und psychisch
kranke Personen.  

Öffentliche finanzielle Unterstützungssysteme, vor
allem die Sozialhilfe, müssten an die realen Kosten-
steigerungen angepasst werden. Auch eine Erhöhung
des Kontingentes an leistbarem kommunalem bzw.
öffentlichem Wohnraum (durch Neubau, Änderung
der Vergabekriterien etc.) wird gefordert, wobei ange-
merkt wird, dass geförderter Wohnbau alleine nicht
ausreichend ist, um die Wohnungslosenproblematik
zu beheben. Man brauche zudem zielgruppenspezifi-
sche Wohnangebote und schnell verfügbaren, leistba-
ren Wohnraum.  

Die VertreterInnen des Forums Wohnungslosenhilfe
gehen davon aus, dass sich die Lage am Wohnungs-
markt durch die momentane Wirtschaftskrise weiter
zuspitzen wird. Neben arbeitsmarktpolitischen würde
man daher auch dringend wohnpolitische Interven-
tionen benötigen. [hs]

Quelle: Presse-Information Wohnungslosenerhebung
2008, Unterlagen zur Pressekonferenz am 20.02.2009

Biografie eines Widerstandskämpfers

Rudolf Haunschmid zählt zu den Männern und
Frauen des antifaschistischen Widerstands, die
einen Weg gegangen sind, der außergewöhnlich
ist. Geboren 1922 in Linz, bildete Rudolf Haun-
schmid mit anderen eine illegale Widerstandszelle,
trat gegen die faschistische Kriegspolitik auf und
verhalf französischen Kriegsgefangenen zur Flucht
in ihre Heimat. Nach seiner Verhaftung durch die
Gestapo wurde Haunschmid von dieser brutal
miss handelt und von der NS-Justiz schließlich zu
einem Jahr Gefängnis verurteilt. 1942 zog ihn die
Wehrmacht „auf Bewährung“ in das berüchtigte
Strafbataillon 999 ein, das in Nordafrika zum Ein-

satz kam. Unter abenteuerlichen Umständen ge-
lang es dem überzeugten Antifaschisten, als Sol-
dat in die französische Armee einzutreten und in
Europa gegen die Nazis zu kämpfen. Für seine Ver-
dienste um die Befreiung Österreichs bekam er
2007 das Goldene Verdienstzeichen des Landes OÖ
und 2009 das Goldene Verdienstzeichen der Repu-
blik Österreich verliehen.

KZ-Verband/VdA OÖ (Hg.): Rudolf Haunschmid
Biographie eines Widerstandskämpfers
Broschüre, 56 Seiten, Preis EUR 4,00 zzgl. Ver-
sandkosten. Bestellbar bei: KZ-Verband/VdA
Oberösterreich; Fax: 0732 773393 
Mail: office@kzverband-ooe.at
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Soziale Innovationen
strategisch umsetzen
Impulse für die Versorgung älterer Menschen
in Oberösterreich

Bei der Bearbeitung von Projekten für Alten- und
Pflegeheime, bei der Erstellung von Konzepten für
Gemeinden („Alt werden in…“) sowie auf Basis eige-
ner Erfahrungen als betroffener Angehöriger haben
mich in den letzten Jahren zunehmend folgende Fra-
gen bewegt:

� Wie kann es gelingen, in Oberösterreich auch in
Zukunft ein Altern in Würde zu sichern?

� Wie kann es gelingen, vorausschauend „leistbare“
neue Dienste/Angebote zu definieren und zur
rechten Zeit in den Normalbetrieb überzuführen?

� Wie kann die Kommunalpolitik ihrer Rolle als
„Problemlöserin vor Ort“ zur Sicherstellung der
Betreuung und Pflege älterer Menschen gerecht
werden?

Es gibt dafür keine „leichten“ oder „schnellen“ Ant-
worten - vielmehr stellt sich die Herausforderung,
ständig innovative Ideen zu prüfen und geeignete so-
ziale Innovationen strategisch umzusetzen. Dies alles
steht unter dem Anspruch, die wesentlichen Kriterien
für soziale Dienstleistungsangebote - Fachlichkeit,
Organisierbarkeit und Finanzierbarkeit - in eine be-
friedigende Balance zu bringen. 

1. Die aktuellen Rahmenbedingungen in
Oberösterreich
Die Regelungsdichte für den Alten- und Pflegebereich
in Oberösterreich ist relativ hoch (vgl. Oö. Sozialhilfe-
gesetz  1998 (SHG), Oö. Alten- und Pflegeheimver-
ordnung 1996 - HVO) und die Regelungen werden
laufend und kontinuierlich weiterentwickelt. Die So-
zialplanung auf Ebene des Landes OÖ und der regio-
nalen Träger ist gesetzlich klar geregelt (§ 5 sowie im
8. Hauptstück Sozialplanung, §§ 53-58 Oö. SHG; vgl.
Wurm 2008).

Anbieter von stationären und ambulanten Versor-
gungsangeboten im Alten- und Pflegebereich sind in
OÖ überwiegend regionale Träger (Sozialhilfever-
bände - SHV, Städte mit eigenem Statut). Beim An-
gebot von Plätzen in Alten- und Pflegeheimen haben
sie einen Anteil von 70 Prozent, 14,9 Prozent der
Plätze werden von Kommunen und 15,2 Prozent von
kirchlichen/freigemeinnützigen Trägern bereitgestellt
(vgl. Oö Sozialbericht 2008, 21).

Die Bürgermeister/innen, Amtsleiter/innen und Mit-
glieder des Gemeinderates kennen häufig die persön-
liche Situation einer pflege- und betreuungsbedürf-
tigen Person und ihrer Angehörigen. Von ihnen wird
Hilfe in schwierigen Notlagen erwartet, etwa wenn
der Unterstützungsbedarf plötzlich und unerwartet
entsteht bzw. die Betreuung von den Angehörigen
und informellen Netzen nicht mehr geleistet werden
kann.

Im Rahmen einer „Qualitätsoffensive“ in den Alten-
und Pflegeheimen konnte in den vergangenen Jahren
in OÖ eine beeindruckende Aufbauleistung erbracht
werden. Zu Jahresbeginn 2009 standen in den 118
Alten- und Pflegeheimen (APH) Oberösterreichs
11.600 Norm- und Kurzzeitplätze zur Verfügung.
Davon waren 6.500 neu / umgebaut / saniert. Im Jahr
2009 wird die Erneuerung von weiteren 1.107 Plätzen
abgeschlossen und mit der Sanierung von 1.141 Plät-
zen begonnen. 

2009 werden zu den bestehenden 2.328 Plätzen Be-
treubares Wohnen (BW) 363 weitere BW übergeben
und mit der Errichtung von weiteren 399 Einheiten
begonnen (Ackerl 2009a). Zielgrößen für 2015 sind
13.837 APH-Plätze und 4.300 BW (Oö. Sozialbericht
2008, 22, 35).

Dieser Ausbau auf institutioneller Ebene muss durch
eine entsprechende Entwicklung auf Seiten des Perso-
nals gedeckt sein. Der Oö. Sozialbericht 2008 (33)
bringt dazu folgende Zahlen: Der Personalstand in den
Alten- und Pflegeheimen betrug zum 31.12.2007
4.245,8 Personaleinheiten (PE) (das entspricht etwa
5.390 Personen in Pflege und Betreuung), in der medi-
zinischen Hauskrankenpflege (HKP) waren 220,3 PE
tätig (ca. 380 Personen), in der Mobilen Betreuung und
Hilfe (MBH) 582,8 PE (ca. 1.050 Personen). Somit
waren etwa 6.820 Mitarbeitende in der Pflege und Be-
treuung auf 5.048,9 Vollzeitstellen eingesetzt (Oö. So-
zialbericht 2008, 26-33).

Durch eine hohe Teilzeitquote ist die Anzahl der Mitar-
beiter/innen „nach Köpfen“ erheblich höher als die An-
zahl der Personaleinheiten. Bei der Abschätzung des
Ausbildungsbedarfes (Ersatz- und Erweiterungsbedarf)
ist dies zu berücksichtigen.

Die Zahl der Absolvent/innen der Schulen für Alten-
fachbetreuung in OÖ betrug von 2001 bis 2007 ins-
gesamt 4.625 Personen (Oö. Sozialbericht 2008, 42).
Die Ansolvent/innenzahl schwankt zwischen 530 und
930 Personen pro Jahr, im Durchschnitt sind es 630
Absolvent/innen.
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2. Aktuelle Planungen und ihre
Herausforderungen
Oberösterreich steht aufgrund der demographischen
Entwicklung vor großen Herausforderungen in der
Bereitstellung und Finanzierung der zukünftigen Al-
tenhilfe. Das Sozialressort hat bei der Überarbeitung
der zentralen Planungsgrundlage „Bedarfs- und Ent-
wicklungsplan“ (BEP) (Ackerl 2007) unter Einbindung
der Abteilung Statistik methodisch neue Ansätze ge-
wählt (Ebd. 1), die gegenüber dem alten Berech-
nungsmodell eine geringere Anzahl pflege- und be-
treuungsbedürftiger Personen ergeben. 

Die errechneten Zahlen stellen für alle Entschei-
dungsträger in der Politik eine schwierig zu bewälti-
gende Aufgabe dar. Im überblickbaren Planungszeit-
raum 2008 - 2015 nimmt die Zahl der pflege- und
betreuungsbedürftigen Personen „nur“ um gut 10
Prozent, bis 2030 um ca. 40 Prozent zu (siehe Ta-
belle). Die Entwicklung in den oberösterreichischen
Bezirken ist dabei durchaus unterschiedlich.

Aus diesen Zahlen errechnen sich bis 2015 zusätzli-
che 2.900 APH-Plätze. Finanziell ist dabei mit folgen-
den zusätzlichen Ausgaben („Netto-Kosten“ = Brutto-
Ausgaben abzüglich Klient/innenbeitrag; in Mio Euro)
für die regionalen Träger zu rechnen (Ackerl 2007,
15-22):

� Mobile Dienste: von 32,0 Mio. Euro (2006) auf
73,9 Mio. Euro (2015). Das ergibt zusätzliche
Netto-Kosten von 41,9 Mio. Euro.

� Alten- und Pflegeheime: von 97,1 Mio. Euro
(2006) auf 125,8  Mio. Euro (2015) im Szenario I
(=Ausgabenuntergrenze) bzw. auf 141,1 Mio. Euro
im Szenario II (=Ausgabenobergrenze). Das ergibt
einen Zuwachs bei den Netto-Kosten um 28,7
bzw. 44,0 Mio. Euro.

In Summe wachsen die zusätzlichen Ausgaben zur
Versorgung älterer Menschen für die Kommunen vor-
aussichtlich um 70,6 bis 85,9 Mio. Euro. Die Größen-
ordnung des Zusatzaufwandes von etwa 52 bis 67
Prozent stellt die ohnehin angespannten Gemeinde-
budgets vor erhebliche Herausforderungen.

Zugleich werden seitens des Sozialressorts des Landes
einige neuere Angebotsformen in die Diskussion mit
den regionalen Trägern eingebracht (Ackerl 2009b, 7:
„Vision 2015“), die im regionalen Bereich eine zusätz-
liche, wohnortnahe Hilfe darstellen können:

� Betreutes Betreubares Wohnen (BBW): eine
Wohnform, die sich am „Hausgemeinschaftsge-
danken“ orientiert

� Kleinere APH (Kleinheime) mit 36 bis 48 Plätzen
zur Versorgung von Kleinregionen (=mehrere Ge-

Voraussichtliche Entwicklung der pflege- und betreuungsbedürftigen Personen in OÖ         

2008-2030 (Ackerl 2007) 
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meinden), orientiert am Hausgemeinschaftsmo-
dell (siehe Land Salzburg o.J.)

� Wohngruppen für Menschen mit dementiellen
Veränderungen

Auf Basis der neuen Zielsetzungen und strategischen
Überlegungen des Sozialressorts (Ackerl 2009b) und
der neuen Wohnformen bedeutet dies 70 neue Stand -
orte von „Kleinheimen“. Diese Einrichtungen sind
sinnvoll vernetzt und im Verbund zu führen und legen
so in Zukunft ein feinmaschigeres Netz über die in
Kleinregionen unterteilten politischen Be-
zirke/Sozialhilfeverbände.

Diese Planungen werden gravierende Auswirkungen
auf der Personalseite nach sich ziehen. Die Auswei-
tung des Angebotes um 2.900 zusätzliche Wohn-
plätze bedeutet bei einer Kennzahl von 2,7 Heimbe-
wohner/innen je Pflegepersonaleinheit (Oö. Sozialbe-
richt 2008, 24) zusätzliche 1.074 Pflege-PE. Hochge-
rechnet auf Köpfe (ca. 1,27 Personen/PE) wäre dies
ein Erweiterungsbedarf um etwa 1.360 Pflegekräfte
im Zeitraum 2009 bis 2015 (ca. 200 Personen/Jahr). 

Der Ersatzbedarf wäre unter der Annahme einer
durchschnittlichen Verweildauer im Beruf (dVDB) aus
der Schätzung der Pflege- und Betreuungspersonen
(ca. 6.900) zu errechnen. (Annahme dVDB: 10 Jahre -
> 690, 20 Jahre -> 345, 30 Jahre -> 230 Personen Er-
satzbedarf/Jahr). 

Welche Annahme man für weitere Ausbauplanungen
von Versorgungssystemen realistisch wählen soll und
welche Auswirkung die völlige Öffnung der Arbeits-
märkte für die Pflegeberufe in der EU haben wird, be-
darf weiterer Untersuchungen.

3. Innovationsbedarf im Versorgungssystem 
Das aktuelle Versorgungssystem in Oberösterreich
weist einige problematische Züge auf, die in der Pra-
xis die Betroffenen und ihre Angehörigen immer wie-
der vor Schwierigkeiten stellen.

Die Angebote der Mobilen Dienste (Mobile Betreuung
und Hilfe (MBH) und Hauskrankenpflege (HKP)) wer-
den in OÖ als zwei faktisch nicht vernetzte Angebote
geführt. Je nach Bezirk unterschiedlich müssen von
den Betroffenen und ihren Angehörigen zwei unter-
schiedliche Anbieter für HKP und MBH koordiniert
werden. Aus Sicht der Nutzer dieser Dienste wäre das
Prinzip einer Anlaufstelle - „One-Stop-Shop“-, die die
Angebote operativ koordiniert, steuert und fach-
lich/qualitativ überprüft, eine große Erleichterung. 

Weiters ist die Zuordnung der eher kleinräumigen So-
zialsprengel zu den einzelnen Anbietern der Dienste

für den Spitzenausgleich und die Kapazitäts- und
Einsatzplanung aus Kundensicht suboptimal (vgl.
Wochenend- und Feiertagsdienste).

Die operative Verzahnung ambulanter und stationärer
Angebote (einschließlich Krankenhäuser) ist insge-
samt kaum gegeben. Diese Schnittstellen-Thematik
stellt für die pflegenden Angehörigen eine zusätzliche
Belastung dar. Die verdienstvollen und engagierten
Bemühungen der Mitarbeiter/innen in den Sozialbe-
ratungsstellen und der Überleitungspflege der Kran-
kenhäuser ändern daran für den häuslichen Pflegeall-
tag nur wenig.

Die Bevölkerung erwartet von den regionalen Trä-
gern differenzierte Angebote zu Wohnen und Pflege
im Alter. Innovative und bewährte Modelle dafür
gibt es - nicht nur im Ausland (siehe Primetzhofer
2008; Links: „Wohnen im Alter“, Kuratorium Deut-
sche Altershilfe). 

Die folgenden Anregungen für die strategische Wei-
terentwicklung der Mobilen Dienste und der Wohn-
formen für Senioren in Oberösterreich basieren auf
aktueller Literatur und der Reflexion eigener Pro-
jekt-Erfahrungen.

Das „klassische“ Alten- und Pflegeheim mit etwa 80
bis 120 Plätzen bleibt auch weiterhin das Rückgrat
der Pflegeversorgung im regionalen Bereich. Es kann
als „Kompetenzzentrum“ mit „innerer Differenzie-
rung“ weiterentwickelt werden. 

� Unter „innerer Differenzierung“ ist eine Struktu-
rierung nach Wohngruppen und Wohnbereichen
oder nach dem Wohngemeinschaftsprinzip - alle
mit bestimmten gemeinsam genützten Zentral-
funktionen wie Küche, Nachtdienst, Personal-
pool,…- und individueller Tagesstruktur im über-
schaubaren Alltagsbereich zu verstehen: Diesen
„Mischformen“ entsprechen bereits einige APH in
OÖ. Unter diesen Begriff fällt auch das „strenge“
Wohngemeinschaftsmodell (siehe Land Salzburg
o.J.)

� Als „Kompetenzzentrum“ könnte das APH neue
Funktionen übernehmen, z.B. durch Angliederung
von Beratungsdiensten (Sozialberatungsstellen,
Selbsthilfegruppen (SHG),  Morbus Alzheimer Be-
ratung,…),  als zentraler Ort für Fachfortbildungen
der stationären und mobilen Dienste und der Eh-
renamtlichen sowie für Angehörigenbildung/-
schulung (Hauskrankenpflegekurse, Umgang mit
dem Älterwerden der Angehörigen - „mein Bild
vom alten Menschen“, Loslas-
sen/Abschiednehmen/Sterben, praktische „Um-
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gang mit…-Kurse“, z.B. Demenz, Ernährung im
Alter, Bewegung/Mobilität, Verwendung von Pfle-
gehilfen,…), als Begegnungsstätte nach außen mit
Veranstaltungsräumen und Kaffeehaus. Es bietet
sich besonders als Vernetzungsplattform im re-
gionalen Verbundsystem mit Kleinheimen sowie
als Einsatzstelle für ambulante Dienste an.

Einem derartigen Alten- und Pflegeheim könnten
auch „heimgebundene Wohnungen“ zugeordnet sein
- entweder als Seniorenwohngemeinschaft  (Gratzer
2002), als Betreubares Wohnen oder als Betreutes
Betreubares Wohnen 

Für die „ländlichen“ Regionen in OÖ wären innovative
Modelle zu prüfen, wie es z.B. das Vorarlberger Mo-
dell „Integrierte Altenpflege „IAP“ Ludesch“ darstellt:
Es wurde ab 1988 entwickelt und ist seit 1990 erfol-
g reich in Betrieb. Es ist effektiv und volkswirtschaft-
lich effizient: „Bettenbedarfsplan: Ludesch braucht
im Jahr 2006 9 Betten. Der tatsächliche Bedarf im
IAP: 4,2 Betten.“ (Integrierte Altenpflege (IAP) Lu-
desch – Links). 

Das IAP-Modell ist im Sinne der neuen strategischen
Linie im oö. Sozialressort ein „Kleinstheim“ mit (Be-
treutem) Betreubaren Wohnen, Tageszentrum sowie
integrierter Pflegedienstleitung für die stationäre und
ambulante Altenpflege der Region. Der Zentrumslei-
ter übernimmt das Case Management, die Pflege-
dienstleitung quasi das „Care Management“ für meh-
rere Gemeinden. Das IAP Ludesch baut auf der ale-
mannischen Kultur des Gemeinsinns und des Kosten-
sparens auf und ist somit nicht 1:1 auf Oberösterreich
übertragbar. Teile der Grundphilosophie und der Or-
ganisationsform des Zentrums könnten jedoch regio-
nale Planungs- und Gestaltungsprojekte befruchten. 

Für den städtischen Bereich in Oberösterreich wäre
das Studium deutscher „Quartiersmodelle“ eine
Quelle für innovatives Know-How (vgl. Netzwerk: So-
ziales neu gestalten (SONG)). 

Für eine Verbundlösung von Kleinheimen sind geeig-
nete Organisations- und Betriebsführungsmodelle im
Sinne der „Prozessorganisation“ zu entwickeln. Ein
qualitativ hochwertiger, optimierter Betrieb erfordert
hohe Steuerungskompetenz. Der erhoffte Kosten-
dämpfungseffekt durch „Ressource-Sharing“ setzt
klar definierte und gelebte Prozesse voraus. 

Bauplanungen für Alten- und Pflegeheime sollten
auch nach den Kriterien zukunftsoffen und entwick-
lungsfähig geprüft werden: Auch andere Nutzungen
müssen ohne Generalsanierung mit kleineren Adap-
tierungen möglich sein. Bauentscheidungen reichen

ca. 20 bis 30 Jahre in die Zukunft! Die Umgestaltung
eines Wohnbereiches z.B. in eine Wohngruppe für De-
menz-Betroffene sollte einfach möglich sein.

Um qualifizierte Mitarbeitende in ausreichender Zahl
zu gewinnen, ist eine Weiterentwicklung der beste-
henden Berufsbilder ein Gebot der Stunde. Der teil-
weise bereits bestehende Personalmangel mahnt zur
Vorsicht, besonders wenn heute schon neu errichtete
Einrichtungen nicht betrieben werden können.

Es gilt, strategisch, gezielt und organisiert Freiwillige
und ehrenamtliche Personen in (informelle) Betreu-
ungsnetzwerke einzubinden. Dies bedarf noch weite-
rer Überlegungen und der Aufarbeitung bestehender,
erfolgreicher Best-Practice-Modelle. Ziel dabei ist
zum einen Sinn-Stiftung für Menschen, die sich en-
gagieren wollen und können - im Sinne bürgerschaft-
lichen Engagements. Die Lebensqualität älterer Mit-
bürger /innen zu sichern und auch Kosten einzuspa-
ren sind weitere wichtige Ziele.

Lokal bzw. regional (in den neu definierten „Kleinre-
gionen“) angesiedelte Case-Manager/innen könnten
als einheitliche Anlaufstelle mit Beratungs-, Vernet-
zungs- und Steuerungsfunktion der mobilen und sta-
tionären Anbieter (vgl. IAP Ludesch) einen wertvollen
Dienst leisten.

Mittelfristig sind die Dienstleistungsbereiche „Haus-
krankenpflege (HKP)“ und „Mobile Betreuung und
Hilfe (MBH)“ zu integrieren. Als erster Schritt könnte
eine integrierte, regionale Einsatzleitung die weiter-
führenden Kooperationen anregen.

Möglichst weitgehend sollte Wahlmöglichkeit bei den
Mobilen Diensten bestehen, bei einem Leistungswett-
bewerb mehrerer Anbieter. Ein geordneter Leistungs-
wettbewerb mit Wahlmöglichkeit der Kun-
den/Kundinnen führt in der Regel zu einer größeren
Zufriedenheit mit den Diensten insgesamt. Andere
österreichische Bundesländer mit vergleichbarer
Struktur (z.B. NÖ) leben schon viele Jahre mit einem
Mitbewerbsmodell bei den sozialen Diensten. 

Insgesamt ist der kommunalen Ebene, den Wohnsitz-
gemeinden wieder eine größere Verantwortung und
eine wichtigere Rolle in der Versorgung älter Men-
schen  beizumessen. Hier können am besten lokal an-
gepasste Lösungen für Einzelpersonen entwickelt
werden (vgl. IAP Ludesch). 

4. Strategien für die Zukunft
Insgesamt kann das Land OÖ ein gut ausgebautes und
hochwertiges soziales Netz für pflege- und betreu-
ungsbedürftige Bürger vorweisen. Es wurde in Jahr-
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zehnten engagierter, geduldiger politischer und fach-
licher „Kleinarbeit“ geknüpft. Aufbauend auf den Po-
tentialen der Vergangenheit ist jetzt ein guter Zeit-
punkt, neue Modelle und innovative Ansätze zu ver-
folgen. Damit könnte den großen Herausforderungen,
die uns die Alterung der Gesellschaft stellt, durch so-
ziale Innovation Rechnung getragen werden. Die Be-
wältigung der anstehenden Aufgaben erfordert ein
Umdenken in der Bevölkerung und bei ihren Reprä-
sentanten: den Politiker/innen auf Gemeinde- und
Landesebene. 

Es gilt, Zukunft zu denken und Zukunft zu wagen - im
Sinne fachlich hochwertiger, innovativer sozialer
Dienste, die kompetent, effektiv und effizient organi-
siert und geführt sind und finanzierbar, d.h. (individu-
ell und gesellschaftlich) leistbar bleiben. Dies alles
umzusetzen, erfordert eine strategische Vorgehens-
weise seitens der Auftraggeber (Land und regionale
Träger der Versorgungssysteme für ältere Menschen)
wie auch der Dienstleistungsorganisationen.

Es wird einer gesamthaften, abgestimmten Strategie
auf Landes-, Bezirks- sowie Gemeindeebene bedür-
fen, um die zukünftigen Anforderungen an die Sozia-
len Dienste durch die absehbare Bevölkerungsent-
wicklung fachlich, qualitativ, organisatorisch, perso-
nell und finanziell zu bewältigen. Die kommunale
Ebene ist dabei besonders gefordert. Das Ziel muss
sein, dass Menschen nach Möglichkeit dort alt wer-
den können, wo sie gelebt haben.

Anton Konrad Riedl

Der Autor ist Professor für Sozial- und Verwaltungsmana-
gement an der Fachhochschule OÖ, Standort Linz.
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Entwicklung durch
Ausgliederung? 
Dreieinhalb Jahre nach der Ausgliederung
eines großen kommunalen Dienstleistungsbe-
triebs, der Seniorenzentren Linz GmbH, zieht
deren Geschäftsführer Bilanz: Mit einem
neuen Führungsansatz ist ein besseres Kosten-
Nutzen-Verhältnis entstanden.

Die Seniorenzentren Linz (SZL) waren bis Dezember
2005 eine Dienststelle des Magistrats der Landes-
hauptstadt Linz und sind seit 1. Jänner 2006 in eine
gemeinnützige GmbH ausgegliedert. Aktuell betreibt
die SZL GmbH Pflegeheime an acht Standorten in Linz
mit ca. 1.250 Bewohnern und 950 Mitarbeitenden.

Entwicklung der Organisations- und
Führungskultur
Die Organisations- und Führungskultur der Senioren-
zentren Linz entsprach bis zur Ausgliederung 2006
den weitgehend bekannten Mustern der öffentlichen
Verwaltung. Die Steuerung erfolgte im Wesentlichen
durch Vorgaben und Regeln, der Bedeutung von Kom-
munikation in der Organisation wurde eher wenig
Rechnung getragen. Elemente klassischer Hierarchie
waren ergänzt mit Aspekten des New Public Manage-
ment. Was für die öffentliche Hoheitsverwaltung als
geeignetes Organisationsmodell erscheinen mag,
zeigte sich für einen sozialen Dienstleistungsbetrieb
bereits in den letzten Jahren als weniger geeignet.
Wichtigen Triebfedern und Energielieferanten für die
Qualität der Altenpflege, wie der intrinsischen Moti-
vation der Mitarbeitenden, deren Sinnkonstruktion
und Beziehungsorientierung, wurde zu wenig Bedeu-
tung beigemessen.

Durch die aus der Sicht des Betriebsrates als unper-
sönlich und herzlos empfundenen, primär auf Wirt-
schaftlichkeit abstellenden hierarchischen Steue-
rungsinterventionen wurde die Stimmung des Pflege-
personals gedrückt. Einsparungen geringer Summen
auf der Budgetseite gingen dadurch häufig mit er-
heblicher Demotivation und Frustration der Mitarbei-
tenden und in der Folge mit deutlichen Qualitätsein-
bußen auf der Leistungsseite einher. Das Jahresbud-
get stellte das einzig relevante Referenzsystem für die
Steuerung der Organisation dar. Valide Kennzahlen
für qualitative Entwicklungen waren als Steuerpara-
meter nicht vorgesehen.

Durch die Ausgliederung erhielt die Arbeitnehmerver-
tretung in Form des Betriebsrates, der auch drittelpa-
ritätisch im Aufsichtsrat vertreten ist, sehr großes
Gewicht. Die Stimmung und Motivationslage der Mit-
arbeitenden sowie ihr Unverständnis gegenüber öko-
nomisch motivierten Steuerungsinterventionen
wurde in den Selbstbeobachtungsfokus der Organisa-
tion übernommen. Führungsinterventionen, welche
auf die emotionale Situation und Motivationslage der
Mitarbeitenden sowie auf ihre vorhandenen Sinnkon-
struktionen nicht entsprechend Bezug und Rücksicht
nahmen, wurden bald zum No-Go.

Das heißt, es entstand die Notwendigkeit, die Organi-
sations- und Führungskultur weiterzuentwickeln. Dies
bedeutete weniger Hierarchie und mehr Partizipation,
weniger Schriftlichkeit und mehr direkte face to face-
Kommunikation, weniger Steuerung über lineare
Wenn-dann-Beziehungen und mehr zirkuläre Rück-
kopplungsschleifen sowie, den Fokus weniger auf
Einsparungen und mehr auf die Entwicklung qualita-
tiver Aspekte, wie die Beziehungs- und Lebensqualität
der Bewohner, zu legen. Kurz gefasst bedeutete dies
eine Abkehr von einem eher mechanistischen Para-
digma organisationaler Steuerung und eine Hinwen-
dung zum Modell der systemischen Führung.

Was bedeutet systemische Führung? 
So sehr sich auch der Begriff Führung vielschichtig
und mehrdeutig darstellt, so ist er doch im gängigen
Sprachgebrauch verwurzelt und man kann sich dar-
unter etwas vorstellen, auch wenn unterschiedliche
Personen damit sehr unterschiedliche Vorstellungen
verbinden. Dagegen erschließt sich die Bedeutung des
Begriffes systemisch nur für eine kleine Gruppe von
Psychotherapeuten, Soziologen, Kommunikationswis-
senschaftlern und Organisationsexperten.

Der Begriff “systemisch” verweist auf die Theorie
komplexer sozialer Systeme, im Wesentlichen die so-
ziologische Systemtheorie nach Niklas Luhmann. Er
grenzt sich damit gegen eine Sichtweise von Organi-
sationen als so genannte triviale Systeme ab. Um
diese Unterscheidung deutlich zu machen, hat Heinz
von Förster von trivialen und nichttrivialen Systemen
gesprochen. Triviale Systeme verfügen über eine ein-
deutige Ursache-Wirkungs-Beziehung. Ein bestimm-
ter Input wird vom System immer auf die gleiche
Weise verarbeitet und führt immer zum selben Out-
put. Ein Zigarettenautomat wäre beispielsweise so
eine triviale Maschine. Bei Einwurf einer bestimmten
Anzahl Münzen und Drücken eines bestimmten Knop-
fes sollte der Automat eine Packung der gewünschten
Zigarettensorte auswerfen. Tut er es nicht, ist er de-
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fekt und muss repariert werden. Ist er aber funkti-
onstüchtig, so führt ein bestimmter Input immer und
vorhersehbar zum gleichen Ergebnis.

Nichtsystemische Ansätze von Führung gehen von der
Vorstellung aus, dass die Objekte der Führung, Perso-
nen und Organisationen, in gewisser Weise durch-
schaubar sind und vorhersehbar reagieren, also ge-
wissermaßen als triviale Systeme aufgefasst werden
können. Management, als Aufgabe der Disposition
über Menschen und Material, geht davon aus, dass
Menschen, Gruppen und Organisationen durch Be-
fehle, Anweisungen oder Erklärungen in genau die
gewünschte Richtung gesteuert oder genau zu einem
vorher festgelegten Ergebnis geführt werden können.

Führungskräfte mit systemischem Ansatz tun das
nicht. Sie gehen davon aus, dass es sich sowohl bei
Menschen wie auch bei Organisationen um äußerst
komplexe biologische beziehungsweise soziale Sy-
steme handelt, deren Reaktion auf einen bestimmten
Input eben nicht immer in der gleichen Weise zu er-
warten ist. Die Erforschung komplexer Systeme hat
vielmehr gezeigt, dass sich diese eben nur aus sich
selbst heraus in bestimmter Weise verhalten oder
entwickeln (Autopoiesis) und von außen nicht zu
einem bestimmten Verhalten gezwungen werden
können, was die Arbeit von Führungskräften nicht
eben erleichtert. Was also tun als Führungskraft,
wenn das Objekt von Führung sich als so widerborstig
und unkooperativ darstellt? Macht diese Erkenntnis
nicht die Arbeit von Führungskräften obsolet? Eben
nicht. Die Systemtheorie versorgt uns nicht nur mit
der Erkenntnis, dass komplexe Systeme nicht über li-
neare Wenn-dann-Beziehungen gesteuert werden
können, sondern eröffnet uns auch theoretische Zu-
gänge, wie Führungskräfte Menschen und Organisa-
tionen zu einer selbst bestimmten Veränderungslei-
stung anregen können.

Ein weiterer wesentlicher Aspekt, der zur systemi-
schen Führungshaltung gehört, ist Zirkularität. Her-
kömmliche Vorstellungen von Kausalität gehen von
linearen Ursache-Wirkungs-Ketten aus. Wenn also
eine Führungskraft eine unerwünschte Situation in
ihrem Unternehmen feststellt, versucht sie, die Ursa-
che dafür herauszufinden und diese zu verändern
oder zu beseitigen. Systemisch denkende Führungs-
kräfte begreifen Kausalität nicht als lineare Bezie-
hung zwischen einer Ursache A und einer Wirkung B,
die damit abgeschlossen wäre, sondern als zirkuläre
Verbindung verschiedener Variablen, die, jede für sich,
gleichzeitig Wirkung einer vorausgehenden Ursache
und Ursache einer nachfolgenden Auswirkung ist.

Was im nichtsystemischen Denken als Kausalkette
gesehen wird, wird hier als sich schließender Kausal-
zirkel aufgefasst, in dem die letzte Wirkung wieder
auf die erste Ursache zurückwirkt. Solche Kausalzirkel
führen üblicherweise dazu, dass zufällig auftretende
Abweichungen bestimmter Variablen innerhalb einer
Kausalverbindung nach mehreren Umläufen im Kau-
salzirkel wieder neutralisiert werden. Manchmal ent-
stehen auch Kausalverbindungen, die dazu tendieren,
zufällig auftretende geringfügige Abweichungen bei
jedem Kausalumlauf zu verstärken, was in kürzester
Zeit zur Eskalation der Situation führt. Solche auch
als Teufelskreis bekannte Phänomene lassen sich mit
einer linearen Vorstellung von Kausalität weder er-
klären noch beheben. Da selbst geringste Verände-
rungen der Situation über mehrere Umläufe zu er-
heblichen Auswirkungen führen, bleibt die Suche
nach einer auslösenden Ursache meist vergeblich. Ein
Beispiel hierfür wäre das Phänomen der Rückkoppe-
lung bei einer Verstärkeranlage. Wenn man das Mi-
krofon in die Nähe des Lautsprechers hält, entsteht
innerhalb kürzester Zeit dieses bekannte Pfeifen.
Auch wenn es absolut still ist, registriert das Mikro-
fon irgendwann eine minimale akustische Schwin-
gung. Diese wird aufgefangen, über die Anlage ver-
stärkt und etwas lauter über den Lautsprecher abge-
geben. Nach einigen Umläufen entsteht so ein
äußerst lautes Pfeifen. Mit einer linearen Logik lässt
sich eine Ursache für dieses Pfeifen nicht finden. Es
wird erst durch die Vorstellung von Zirkularität er-
klärbar, die ursprünglich auslösende Ursache wird ne-
bensächlich, es geht mehr darum, die Qualität der
vorhandenen zirkulären Dynamik zu verändern
(indem man das Mikrofon etwas weiter vom Laut-
sprecher wegstellt).

Systemisch orientierte Führungskräfte sehen ihr eige-
nes Führungshandeln in zirkuläre Ursache-Wirkungs-
Kreisläufe eingebettet. Das bedeutet, dass jede
Führungshandlung nicht nur als Ursache für etwaige
nachfolgende Auswirkungen in der Organisation auf-
zufassen ist. Führungshandlungen sind auch Reaktio-
nen darauf, was in der Organisation gerade geschieht,
also Wirkung, deren Ursache in der Organisation oder
einem geführten Mitarbeiter liegt. Führung ist also
nicht nur Aktion, die auf eine Reaktion beim Geführ-
ten abstellt, sondern auch eine Reaktion der
Führungskraft auf den Geführten. Führungskraft und
geführter Mitarbeiter stehen so in einem wechselsei-
tigen Beeinflussungsverhältnis, in einem Kreislauf
von Aktion und Reaktion. Wenn Führungskräfte ver-
antwortlich sind, bestimmte Ziele zu erreichen, so
müssen sie es irgendwie schaffen, dieses wechselsei-
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tige Beeinflussungsverhältnis so zu gestalten, dass sie
sich mit ihrem Einfluss im Sinne der Organisations-
ziele durchsetzen. Das wäre, wenn man so will, das
Geheimnis von Führung.

Kommen wir zu einem dritten Aspekt, der systemische
Führungskräfte von herkömmlichen Führungskräften
unterscheidet: der Umgang mit der Wahrheit. Hier
soll keineswegs behauptet werden, dass systemisch
orientierte Führungskräfte wahrheitsliebender wären
als andere Führungskräfte. Es geht vielmehr um die
erkenntnistheoretische Frage, ob wir als Menschen in
der Lage sind, eine vom Beobachter unabhängige
Realität zu erkennen. Und hier geht die herkömmliche
aristotelische Philosophie und Logik davon aus, dass
eine Aussage nur wahr oder falsch sein kann. Eine
dritte Möglichkeit, so Aristoteles, gibt es nicht. In die-
sem Sinn wird versucht, wissenschaftliche Objekti-
vität dadurch zu erreichen, dass der Beobachter
streng vom Objekt der Beobachtung getrennt wird. Es
kommt zu einer Subjekt-Objekt-Spaltung. Der Beob-
achter versucht, wertfrei Aussagen darüber zu tref-
fen, was er beobachtet.

Demgegenüber geht der Ansatz des Konstruktivismus
davon aus, dass wir Beobachtungen nur durch unsere
eigenen Augen machen, nur durch unser eigenes Ge-
hirn verarbeiten, nur vor dem Hintergrund unserer
historisch-kulturellen Eingebundenheit bewerten
und nur auf Basis unserer eigenen Erfahrungen in-
terpretieren können. Unsere Wahrnehmung ist daher
als subjektives Konstrukt aufzufassen, eher eine Re-
flexion unseres Seins auf Reize von Außen. Objekti-
vität und Wahrheit sind daher mit unseren Möglich-
keiten der Kognition nicht zu erreichen. Es geht viel-
mehr darum, brauchbare Bilder unserer „Wirklich-
keit“ zu entwerfen, mit denen sich erwünschte Er-
gebnisse erzielen lassen. Darüber hinaus erübrigt
sich für eine systemisch denkende Führungskraft die
Diskussion darüber, wer Recht hat. Bei Gesprächen
geht es daher nicht primär nur darum, die eigene
Sichtweise zu vermitteln, sondern mehr noch darum,
die Sichtweisen der Gesprächspartner kennen zu ler-
nen und zu verstehen.

Zusammenfassend gesehen, geht es also beim systemi-
schen Führungsansatz um eine deutliche Veränderung
herkömmlicher Grundannahmen, die dem Verständnis
von Organisation und Führung zugrunde liegen.

Steuerungshypothesen für soziale
Dienstleistungsorganisationen
Vor dem Hintergrund dieses systemischen
Führungsparadigmas lassen sich für eine soziale

Dienstleistungsorganisation folgende Hypothesen
formulieren:

Steuerung und Organisationsentwicklung
Steuerung und Organisationsentwicklung sollten we-
niger als planbarer, zielorientierter Prozess aufgefasst
werden. Es geht eher um die Ermöglichung evolu-
tionärer Entwicklung durch das Schaffen förderlicher
Rahmenbedingungen.

Steuerungsmythos versus Emergenz
Das Denken und Prozessieren einer Organisation als
evolutionäres System ermöglicht adäquate Entwick-
lung. Steuerung kann sich in diesem Zusammenhang
darauf beschränken, den Mechanismus von Gestal-
tung, Selektion und Retention zu fördern:

Durch Zulassen und Fördern emergenter Entwicklung
(durch die Schaffung von Raum für die Diskussion
neuer Ideen, durch die Offenheit für Neues von
außen, durch Dienstreisen und Exkursionen) soll der
Möglichkeitsraum zwecks Entwicklung gemeinsamer
Visionen ausgeweitet werden (Gestaltung).1 Ein Ma-
ximum an Pluralität in der Organisation ist dabei hilf-
reich. Durch in der Organisation längs und quer gezo-
gene Kommunikationsarchitekturen soll der Aus-
tausch gefördert und die reflexive Selbstbeobachtung
der Organisation ermöglicht beziehungsweise verbes-
sert werden (Selektion).2 Durch das Ermöglichen und
Fördern anschließender Kommunikations- und Reali-
sierungsaktivitäten können wirksame Lösungen für
die Gesamtorganisation von den einzelnen Teilberei-
chen angemessen rezipiert werden (Retention). Die
Förderung dieser Entwicklungen ermöglicht auch das
Lernen der Organisation.

Voraussetzungen für dezentralisierte
Selbstorganisation
Dezentralisierung von Entscheidungen als Vorausset-
zung für Selbstorganisation benötigt ihrerseits fol-
gende Voraussetzungen:

Hierarchie als Führungsparadigma muss in weiten
Bereichen der Organisation durch eine Ermögli-
chungskultur substituiert worden sein. Dies bedeutet,
dass das Führungssystem eine Pluralität an Führungs-
stilen in der Organisation aufweisen muss. Dass dabei
auch noch hierarchische Führungsstile anzutreffen
sind, ist nicht unbedingt hinderlich. 

Es muss in allen Teilen der Organisation eine kritische
Masse an engagierten und motivierten Basismitarbei-
terInnen vorhanden sein. Die Ausrichtung auf Team -
orientierung sollte in weiten Bereichen der Organisa-
tion bereits vorangeschritten sein. In diesen Berei-
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chen gilt es auch, ein Teamführungsmodell mit der
Aufteilung verschiedener Teamführungsfunktionen
auf einzelne Teammitglieder umzusetzen.

Bedeutung des Führungssystems
Die Qualität eines Führungssystems liegt nicht so
sehr in der Einheitlichkeit als in der Kultur eines wert-
schätzenden Umgangs mit Unterschieden. Konstruk-
tiv gehandhabte Führungsstilpluralität vergrößert
den Möglichkeitsraum einer Organisation.

Vertrauen und Wertschätzung im Führungssystem
sind zentrale Erfolgskriterien. Das Maß an Vertrauen,
Wertschätzung und Kooperationsqualität der Organi-
sation ist begrenzt durch das Ausmaß, in dem diese
Werte vom Führungssystem gelebt werden. Die Orga-
nisation kann das Vorhandensein unterschiedlicher
Führungsparadigmen im Führungssystem dann verar-
beiten, wenn die Führung selbst damit wertschätzend
umgeht.

Führungskräfte mit geringer Empathiefähigkeit sind
für die Umsetzung von regionalen Veränderungspro-
jekten ungeeignet. Die Entscheidung für die richtigen
Personen ist die wichtigste Grundlage für den Erfolg
eines Projektes.3

Aufrechterhaltung von Zufriedenheit und
Motivation
Das Ziel der Aufrechterhaltung von Mitarbeiterzufrie-
denheit und Motivation muss grundsätzlich für alle
Mitarbeitenden, aber vordringlich für die Zielgruppe
der intrinsisch sozial motivierten MitarbeiterInnen
mit hohem ethischem Anspruch, formuliert werden.
Materielle Rahmenbedingungen sind dafür weniger
entscheidend als die kommunikative und empathi-
sche Qualität der Führung.

Führungsqualität
Führungsqualität bedeutet, zumindest im Sozialbe-
reich, die Bezugnahme auf zwei Aspekte, Emotionen
und Sinn:

Das Zulassen, die Hereinnahme, Berücksichtigung
und Betonung emotionaler Aspekte im Umgang mit
Mitarbeitenden in einem zumindest gleichen Aus-
maß, wie dies mit rationalen Gesichtspunkten der Fall
ist, muss als wesentlicher Erfolgsfaktor von Führung
angesehen werden. Emotionalität ist die Grundlage
von rationaler Entwicklung. Rationalität erzeugt Irra-
tionalität.

Dies gilt ebenso für die Berücksichtigung von subjek-
tiven Sinnkonstruktionen der Mitarbeitenden und das
Gestalten einer daran anschlussfähigen Kommunika-

tion sowie die aktive Beteiligung der Führungskräfte
an der gemeinsamen Feststellung von Bedeutung und
Sinn (Sensemaking und Sensegiving).4

Offenheit der Führung
Wesentlich scheint auch eine gewisse neutrale Hal-
tung von Führung in Bezug auf die Konkretisierung
einzelner Zielsetzungen. Günstiger scheint es, Ziele
auf der Ebene von Werthaltungen und ethischen An-
sprüchen vorzugeben und Enthaltsamkeit bei der
Konkretisierung dieser Ziele zu üben. Es ist auch
wichtig, sich von Erfahrungen der Vergangenheit teil-
weise zu lösen und sich für aktuelle Notwendigkeiten
und künftige Bedürfnisse zu öffnen. Es geht um eine
“Führung vor der leeren Leinwand” (Scharmer).5

Eine wichtige Haltung von Führungskräften wäre ge-
nerell die Offenheit für neue Entwicklungen, ein
Führungsverständnis also, durch das gerade in Ent-
stehung befindliche zukünftige Entwicklungen recht-
zeitig erkannt, ermöglicht und gefördert werden.6

Teamorientierung
Die generelle Erkenntnis, dass die Effizienz einer Or-
ganisation durch Teamorientierung verbessert werden
kann, dass Teams quasi die Voraussetzung für Hoch-
leistungsstandards sind,7 soll unter Führungsgesichts-
punkten vertieft werden: Gruppendynamisch als
Kleingruppen funktionierende Einheiten sind erfor-
derlich, in denen die wesentlichen Teamrollen8 vertre-
ten sind, die bei der Teambildung entsprechend be-
gleitet werden und in denen ein Großteil der Team-
führungsfunktionen auf die Mitglieder des Teams
aufgeteilt ist. Grundlage dafür ist das Teamführungs-
modell,9 das auf Forschungsergebnissen über über-
durchschnittlich erfolgreiche Teams beruht.10

Führung als Förderung evolutionärer Prozesse11

Systemische Führung bedeutet nicht nur Irritation,
sondern auch Vernetzung und positive Verstärkung
beziehungsweise Ressourcenorientierung.12 Irritation
ist das Mittel der Wahl, die Organisation aus dem
Kreislauf eingefahrener Routinen herauszuholen und
das Entstehen von neuen Perspektiven und Lösungen
zu begünstigen (Gestaltung). Vertikale und horizon-
tale Vernetzung der gesamten Organisation fördert
die kollektive Selbstbeobachtung13 und ermöglicht
die Auswahl funktionierender Lösungen (Selektion).
Und durch positive Verstärkung und Ressourcenorien-
tierung werden neue Lösungen bestärkt, stabilisiert
und in den Wissensbestand der Organisation über-
nommen (Retention).
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Achtsame Führung
Achtsamkeit als wesentliches Erfolgsprinzip von
Führung muss den Führungskräften auf allen Ebenen
der Organisation immer wieder nahe gebracht wer-
den. Nur wenn die Vorgänge in der Organisation
genau beobachtet und die richtigen Interpretationen
und Schlüsse gezogen werden, können Führungs-
kräfte auf im Entstehen begriffene Probleme recht-
zeitig reagieren oder sich bietende Chancen rechtzei-
tig erkennen.14 Es geht einerseits um achtsames Be-
obachten und Interpretieren und andererseits um die
Reflexion des eigenen Führungshandelns.

Führung und Zielorientierung
Führung bedeutet einerseits die klare Kommunikation
von Zielen und Werthaltungen, andererseits steht
eine rationale Zielorientierung in der Führung in Kon-
flikt mit der grundsätzlich anzuerkennenden Auto-
poiesis15 von sozialen Systemen. Führen bedeutet
daher, Ziele im Auge zu behalten und alle sich bie-
tenden Möglichkeiten, alle Chancen in Bezug auf die
Zielerreichung zu nutzen. Es bedeutet, einen förderli-
chen Rahmen für die Entwicklung von neuen Lösun-
gen zu schaffen und Dysfunktionales rechtzeitig zu
erkennen und auszuschalten. Bezogen auf die gege-
benen Möglichkeiten sind manche Ziele leichter,
schwieriger, kaum oder gar nicht zu erreichen. Je
nachdem erscheinen sie attraktiver oder weniger at-
traktiv. Ziele werden auch unter Bedachtnahme auf
die Leichtigkeit oder Schwierigkeit ihrer Realisierbar-
keit ausgewählt oder verändert.16

Führung und Selbstorganisation
Führung kann als Anleitung und Moderation von
Selbstorganisation aufgefasst werden, Führung ist die
Gestaltung von Kontext, die Schaffung von Rahmen-
bedingungen, die Handhabung von Tabuzonen. Es
geht um Kontextsteuerung (Willke) und Konditionie-
rung von Autonomie (Baecker).

Aus meiner Sicht ist es förderlicher, hierbei den
Schwerpunkt auf Ermöglichung zu setzen und nicht
auf Einschränkung. Neue Entwicklungen können nicht
erzwungen, sondern nur ermöglicht und die Wahr-
scheinlichkeit ihres Auftretens kann erhöht werden.

Gesamthafte oder dezentrale Entwicklung
Auch wenn es gelegentlich sinnvoll erscheint, Organi-
sationsentwicklungsprojekte auf der Ebene der Ge-
samtorganisation zu betreiben, so hat sich doch auf-
grund der Erfahrungen bei dieser Ausgliederung ge-
zeigt, dass dezentrale kleine Projekte grundsätzlich
eher mit Commitment durch die Mitarbeiter rechnen

können, wenn bestimmte Kriterien beachtet werden.
Durch eine Schwerpunktsetzung auf regionale Pro-
jekte wird die Ungleichzeitigkeit der Entwicklung in
der Gesamtorganisation zugelassen. Dadurch wird es
jeder Teilorganisation ermöglicht, die Entwicklung
dort zu beginnen, wo die Teilorganisation gerade
steht und sie an den Schwerpunkten der Teilorganisa-
tion auszurichten. Durch diese Ungleichzeitigkeit und
dadurch Vielfalt entsteht eine wichtige Grundlage für
evolutionäre Prozesse.

Ökonomie des Organisierens im Sozialbereich
Nicht die Kostenseite, sondern die Leistungsseite ent-
scheidet über die Effizienz der Organisation.17 Dies
mag in weiten Bereichen von Wirtschaftsorganisatio-
nen anders sein, aber diese Aussage gilt jedenfalls für
personalintensive Dienstleistungsbetriebe, also weit-
gehend für den gesamten Sozialbereich und auch für
Teile des Gesundheitsbereiches. Gerade weil in diesen
Bereichen die Kostenseite oft wenig steuerbar ist, ist
die Qualität des Managements und der Führung für
die Entwicklung der Leistungsseite entscheidend.18

Durch adäquate Führung, Ermöglichung emergenter
Entwicklung, Förderung evolutionärer Prozesse und
insbesondere durch eine professionelle Teamorientie-
rung kann die Leistungsseite und damit die Effizienz
bei gleichen Kosten deutlich verbessert werden.

Günther Bauer

Der Autor ist Sozialökonom und Jurist sowie promovierter
Organisationsentwickler. Er ist Geschäftsführer der Seni-
orenzentren Linz GmbH und nebenberuflich als Lehrbeauf-
tragter an der Fachhochschule Linz sowie freiberuflich als
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Anmerkungen
1 Vgl. Cummings, Worley, 2001, S. 113
2 Vgl. March, Simon, 1976, S. 166
3 Vgl. Collins, 2005, S. 34
4 Vgl. Weick, Sutcliffe und Obstfeld, 2002, S. 414f
5 Vgl. Scharmer, Käufer, 2008, S. 4
6 Vgl. Scharmer, 2007
7 Vgl. Katzenbach, Smith, 2003, S. 255ff
8 Vgl. Belbin, 2002, S. 60ff
9 Vgl. Northouse, 2007, S. 207ff
10 Vgl. La Fasto, Larson, 2002, S. XXI
11 Vgl. Colins, Porras, 1994, S. 144
12 Vgl. Seliger, 2008, S. 199ff
13 Vgl. Simon, 2004, S. 215
14 Vgl. Weick, 2003, S. 67ff
15 Autopoiesis bezeichnet die Reproduktion von Elemen-

ten eines Systems durch das System selbst. Die Umwelt



2277kontraste  Oktober  2009

KOMMUNA L PO L I T I K

hat auf autopoietische Systeme (außer deren Zer-
störung) keinen direkten Einfluss, sie kann weder die
Elemente konstituieren noch deren Operationsweise di-
rekt verändern. Autopoietische Systeme bezeichnet
man daher auch als operativ geschlossen. Vgl.
www.luhmann-online.de/glossar/autopoiesis.htm

16 Vgl. March, 1971, S. 284ff
17 Vgl. Wabnegg, 2006, S. 231
18 Vgl. Drucker, 2002, S. 60
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Wachsendes Engagement von
MigrantInnen 
In den letzten Jahren haben sich die Bewoh-
nerInnen der Berliner Quartiere zunehmend
und in vielfältiger Form für ihren Kiez (Stadt-
bezirk) engagiert. Ergebnisse eines von der
Berliner Senatsverwaltung für Stadtentwick-
lung beauftragten Gutachtens des Deutschen
Instituts für Urbanistik (Difu) belegen auch
ein steigendes Engagement der MigrantInne-
nen für ihren Bezirk.

Seit 2001 unterstützte der Berliner Senat die Akti-
vitäten durch besondere Maßnahmen für eine Verste-
tigung und Optimierung des Programms “Soziale
Stadt”. Hierdurch konnten die Beteiligungsmöglich-
keiten und Mitentscheidungsbefugnisse der Bewoh-

nerInnen gefördert werden. So wurde das Verfahren
der “Quartiersjury” eingeführt und - bestärkt durch
die ersten Erfolge - ab 2005 in allen Gebieten ein
Quartiersbeirat eingesetzt, der unter hoher Bewohn-
erbeteiligung entstand. Dieses zentrale Gremium dis-
kutiert gemeinsam mit der Verwaltung und dem
Quartiermanagement vor Ort Entwicklungsmöglich-
keiten für die Quartiere. Auf diesem Wege können
beispielsweise auch Entscheidungen über Projektför-
derungen und damit über den Einsatz der Mittel ge-
meinsam gefällt werden.

Bislang war nicht bekannt, ob auch MigrantInnen in
diese Verfahren erfolgreich eingebunden sind. Dieser
Frage wurde daher im Rahmen des Difu-Gutachtens
in zwölf Berliner Quartiermanagement-Gebieten
nachgegangen. Alle Gebiete betreiben seit Beginn des
Bundesprogramms “Soziale Stadt” im Jahr 1999
Quartiermanagement. Und in allen Gebieten weist die
Bevölkerungszusammensetzung einen hohen Anteil
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nichtdeutscher Bewohner auf. In drei der untersuch-
ten Gebiete bilden Personen ohne deutschen Pass
einen Bevölkerungsanteil von über 40 Prozent. Unter-
sucht wurden vor allem Strukturen, Verfahren und
Prozesse der Beteiligung. 

Die Difu-Untersuchung kommt zu dem Schluss, dass
die Beteiligung und Aktivierung - auch der Bevölke-
rung mit Migrationshintergrund - ein Kernbestandteil
der Arbeit aller Quartiermanagement-Teams ist und
hinsichtlich der Vielfalt der Aktivitäten wie auch der
Beteiligungsquote als erfolgreich zu bewerten ist. Zu-
gleich lassen die Studien-Ergebnisse die Schlussfol-
gerung zu, dass auf Senats-, Bezirks- und Quartiere-
bene auch noch viel getan werden kann, um die er-
folgreiche Arbeit weiter zu optimieren und vor allem
nachhaltig zu sichern. Dieses “Tun” kann verschiedene
Formen haben: zum Beispiel die Bereitstellung von
zusätzlichen finanziellen und personellen Ressourcen,
die Auslobung von Modellvorhaben - z.B. zur Förde-
rung der Zusammenarbeit mit Moscheevereinen -, die
politische Rückendeckung und Federführung beim
Aufbau von Kooperationen mit Bildungseinrichtun-
gen sowie die Weiterentwicklung kleinräumiger und
zielgruppenspezifischer Beteiligungsmöglichkeiten.
Die Abstimmung lokaler Integrationskonzepte wurde
in diesem Zusammenhang von den Gutachtern als be-
sonders zielführend erachtet.

Details zur Untersuchung
Die Studienergebnisse lassen sich fünf Themenberei-
chen zuordnen: 

1) Teilnahme an formalen Beteiligungsstrukturen/
Gremienarbeit (Quartiersbeirat (QR) und Vergabe-
beirat Aktionsfonds)
MigrantInnen sind in allen Quartiersbeiräten deutlich
vertreten. Dies ist als großer Erfolg der beteiligenden

Arbeit in den Quartieren zu werten. Der
MigrantInnenanteil in den Quartiersbeirä-
ten beträgt durchschnittlich 24 Prozent,
davon sind 42 Prozent Frauen. Allerdings
liegen die Beteiligungsquoten noch deut-
lich unter dem Bevölkerungsanteil von
MigrantInnen in den Quartieren. Der An-
teil der TeilnehmerInnen türkischer Her-
kunft an allen TeilnehmerInnen des QR
beträgt im Durchschnitt aller untersuch-
ten Quartiere 16 Prozent. Dieser Prozent-
satz liegt für die Personen arabischer Her-
kunft bei rund fünf Prozent. Damit sind
diese MigrantInnengruppen im Vergleich
zu ihrem Bevölkerungsanteil in den Quar-
tieren gut im QR vertreten. Innerhalb der

arabischen TeilnehmerInnen beträgt die Gruppen-
größe der Frauen 13 Prozent; diese sind damit deut-
lich unterrepräsentiert.

Die TeilnehmerInnen mit Migrationshintergrund aller
anderen Länder - exklusive arabische und türkische
TeilnehmerInnen - zusammengenommen, haben
einen Anteil von vier Prozent am gesamten Quartiers-
beirat (im Vergleich zu 17 Prozent der Quartiersbe-
völkerung). Sie setzen sich zusammen aus Vertrete-
rInnen der GUS-Staaten, der europäischen Länder,
aus Afrika sowie dem ehemaligen Jugoslawien und
Pakistan. Insbesondere die MigrantInnengruppen aus
dem ehemaligen Jugoslawien, den GUS-Staaten
sowie aus Polen und den EU-Staaten werden im Ver-
gleich zu ihrer Präsenz in den Quartieren bislang nur
unzureichend eingebunden.

Neben der Projektförderung durch den Quartiersrat
wird über Gelder des Aktionsfonds (jetzt: Quartiers-
fonds 1) durch einen kleineren Vergabebeirat ent-
schieden. Hier geht es um kurzfristige Maßnahmen
der Bewohneraktivierung. Der Vergabebeirat gestaltet
sich mit Blick auf Abläufe und Verfahren deutlich we-
niger aufwändig und unbürokratisch als der Quar-
tiersbeirat und setzt sich zu mehr als einem Drittel
der TeilnehmerInnen aus Personen mit Migrationshin-
tergrund zusammen. Frauen haben innerhalb der Teil-
nehmerInnen mit Migrationshintergrund im Vergabe-
beirat Aktionsfonds einen überdurchschnittlich hohen
Anteil (62%). Damit ist hier die Beteiligung von Mi-
grantInnen und insbesondere der Frauen deutlich
höher als im Quartiersbeirat.

2) Integrationsfördernde Kooperationen 
Beteiligung und Aktivierung der Quartiersbevölkerung
mit Migrationshintergrund können insbesondere
durch lokale Kooperationen und quartiersbezogene
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Netzwerke gefördert werden. Für die meisten Quar-
tiersmanagement-Teams stellt insbesondere der Auf-
und Ausbau von Kooperationsbeziehungen mit Mo-
scheevereinen eine zukünftige Herausforderung dar.
In einigen Gebieten, insbesondere im Bezirk Mitte,
werden die Moscheevereine bereits erfolgreich am
Verfahren beteiligt.

3) Öffentlichkeitsarbeit 
Die Vernetzung des Quartiermanagements mit loka-
len Akteuren - insbesondere mit Bildungseinrichtun-
gen und MigrantInnenvereinen - bildet einen wesent-
lichen Schlüssel zu einer erfolgreichen Öffentlich-
keitsarbeit. Eine besondere Herausforderung stellen
in diesem Zusammenhang der Umgang mit negativen
Schlagzeilen und die Stigmatisierung von Quartieren
dar. Die Bevölkerung mit Migrationshintergrund kann
durch öffentlichkeitswirksame Maßnahmen dann
besser erreicht werden, wenn diese im öffentlichen

Raum und an “alltäglichen” Orten des Quartiers statt-
finden.

4) Strategische Ausrichtung der beteiligenden und
aktivierenden Arbeit des Quartiermanagements 
Die Beteiligung und Aktivierung sind Kernbestand der
Arbeit aller Quartiermanagement-Teams. Dies ist ein
großer Erfolg der Arbeit der vergangenen acht Jahre.
Mit Blick auf die Zukunft sollte die übergreifende
strategische Ausrichtung der aktivierenden und be-
teiligenden Arbeit intensiviert werden. Strategische
Zielsetzungen für eine Aktivierung und Beteiligung,
eine darauf aufbauende Prioritätensetzung, insbeson-
dere innerhalb des Arbeitsfeldes der Beteiligung und
Aktivierung von MigrantInnen und ein darin münden-
des Konzept für die Umsetzung, z.B. in Form einer in-
tegrationspolitischen Entwicklungsstrategie, stellen
hierbei wesentliche Bausteine dar. Verständigung
sollte laut Difu-Gutachten darüber hergestellt wer-

Quartiermanagement hilft, sozialen
Frieden zu sichern

“Das Quartiermanagement ist ein unverzichtbarer
Bestandteil zur Wahrung des sozialen Friedens”,
sagte Barbara John, langjährige Integrationsbe-
auftragte des Landes Berlin, am 24. September
2009 in Mannheim beim Workshop “Stadtteilm-
anagement im internationalen Quartier - Mo-
delle, Profile, Qualifikation und interkulturelle
Kompetenz”. “In Zeiten, in denen Armut und Ar-
beitslosigkeit in bestimmten Stadtteilen deutlich
zunehmen, sind Quartiermanager wichtige Stabi-
lisatoren”, so John weiter. Die Veranstaltung
führte die Schader-Stiftung gemeinsam mit dem
Deutschen Städtetag und dem GdW Bundesver-
band deutscher Wohnungs- und Immobilienun-
ternehmen im Rahmen des Praxisnetzwerks der
Städte für Integrationsfragen durch.

Auf dem Workshop, der sich an kommunale Ver-
waltungen, soziale Träger, Wohnungsunterneh-
men und Stadteilmanager richtete, wurde fest-
gestellt, dass die Ziele und Erwartungen an das
aus dem Programm Soziale Stadt geförderte
Quartiermanagement sehr hoch sind, jedoch
wenig gegen allgemeine gesellschaftliche Ent-
wicklungen wie Armut und Arbeitslosigkeit getan
werden kann. Dennoch ist Quartiermanagement
ein unverzichtbares Steuerungselement für die

Entwicklung von benachteiligten Stadtteilen. Im
Gegensatz zu Frankreich, wo es ohne ein entspre-
chendes Instrument wiederholt zu sozialen Kon-
flikten gekommen ist, hat sich gezeigt, dass es
sinnvoll ist, den Einsatz von Ressourcen in den
benachteiligten Stadtvierteln zu bündeln und
Netzwerke aus engagierten Bewohnern und In-
stitutionen im Stadtteil aufzubauen.

Gesellschaftliche Trends, wie z.B. der demografi-
sche Wandel, soziale Ungleichheit, Segregation
und die Krise des Wohlfahrtsstaates erfordern ein
dauerhaftes Engagement. Vorrangig sind dabei
Schule, Bildung und bessere Berufschancen als
Schlüssel für die soziale und ethnische Integration.

Michael Krummacher von der Evangelischen
Fachhochschule Rheinland-Westfalen-Lippe for-
derte zusammenfassend einen Qualitätssprung
weg von einem Sonderprogramm zu einer Dauer-
aufgabe der Kommunen. Die Verwaltung stehe
vor der Aufgabe, neue intelligente und ressort -
übergreifende Arbeitsformen zu entwickeln, sich
interkulturell zu öffnen und einen Beitrag zur
Stärkung der lokalen Zivilgesellschaft und Demo-
kratie zu leisten. Die enorme Resonanz und pro-
blembewusste Debatte zeigt die Notwendigkeit
der kritischen Reflexion der bisherigen Ansätze.

Quelle: Pressemitteilung der Schader-Stiftung,
25.09.2009



Nachhaltige Zukunft für
europäische Metropolen
Ein interdisziplinäres Forschungsprojekt un-
tersuchte am Beispiel von Hamburg, Leipzig
und Wien, welche unterschiedlichen Strate-
gien einzelne Großstädte in Europa einschla-
gen, um ihre Entwicklung nachhaltig zu ge-
stalten. Das Ergebnis: Strukturelle Bedingun-
gen auf städtischer Ebene spielen hierfür eine
ebenso große Rolle wie eine Förderung durch
übergeordnete politische Maßnahmen.

Die Großstädte in Europa entwickeln sehr unter-
schiedliche Strategien und Konzepte, um den Heraus-
forderungen der Zukunft gerecht zu werden. Dabei
wird zunehmend auch dem Prinzip der Nachhaltig-
keit Rechnung getragen. Die Ergebnisse des For-
schungsprojektes “Nachhaltige Entwicklung zwi-
schen Durchsatz und Symbolik” (NEDS) zeigen, dass
die jeweiligen lokalen Nachhaltigkeitsstrategien zum
einen von den spezifischen Bedingungen abhängen,
auf die man sich vor Ort stützen kann, sich zum an-
deren aber auch stark nach den Angeboten überge-
ordneter Politikebenen richten. Dabei spielt offenbar
die Struktur-Förderung durch die Europäische Union
eine entscheidende Rolle. “Überspitzt gesagt: Nach-
haltigkeit heißt in den Metropolen oft das, was am
meisten Geld bringt”, fasst die Projektkoordinatorin
Sybille Bauriedl die Ergebnisse zusammen. “Nachhal-

tigkeit ist demzufolge oft ein Zusatzprojekt, das die
Kommunen auf ihre Entwicklungspolitik draufsatteln
- sofern es dafür Fördermittel gibt”, so die Forscherin
am Lehrstuhl für Sozialwissenschaftliche Geographie
der Ludwig-Maximilians-Universität München. 

Das Projekt, das die wissenschaftliche und politische
Nachhaltigkeitsdebatte in Europa aus unterschiedli-
chen Perspektiven untersucht hat (siehe Kasten),
wurde vom deutschen Bundesministerium für Bil-
dung und Forschung (BMBF) im Rahmen des For-
schungsschwerpunktes “Sozial-ökologische For-
schung” gefördert. Die Sozial-ökologische Forschung
verfolgt das Ziel, gemeinsam mit gesellschaftlichen
Akteuren Lösungen für Nachhaltigkeitsfragen zu er-
arbeiten und die Ergebnisse stärker in die Umset-
zungspraxis zu integrieren.

Für seine Untersuchungen hat das Projekt drei bei-
spielhafte Städte ausgewählt: Hamburg als Region
mit einem anhaltenden Wachstum, Leipzig als Stadt
in einer vom Bevölkerungsschwund gekennzeichne-
ten Region sowie Wien als ökonomisch konsolidierte
Kommune mit einem starken politisch-administrati-
ven System. Die Raumordnungspolitik der EU ist in
den letzten Jahren verstärkt darauf ausgerichtet, die
Metropolregionen zu stärken und sie zu “Motoren der
Entwicklung” zu machen. Dort sollen innovative Pro-
zesse entwickelt werden, die Europa zukunftsfähig
machen. Dementsprechend spielen hier Nachhaltig-
keitskonzepte eine große Rolle. So geht der Trend
verstärkt zu einer “Stadt der kurzen Wege”, in der Ar-
beiten, Wohnen und Freizeit auf kompaktem Raum
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den, welche Rollen unterschiedliche Akteure - bei-
spielsweise das QM, MigrantInnenvereine, Bewohner-
schaft - mit Blick auf die Steuerung des Prozesses,
das Dialogmanagement und die Mobilisierung der Be-
wohnerschaft übernehmen.

5) Personelle Strukturen des Vor-Ort-Büros
Der erfolgreiche Aufbau und die Sicherstellung von
tragfähigen Netzwerken und Arbeitsbeziehungen zur
Bevölkerung im Quartier erfordern die Absicherung
personeller Ressourcen und den Einsatz kontinuierli-
cher Ansprechpartner für die Bevölkerung bzw. ein-
zelne Bewohnergruppen. Die Beschäftigung von Per-
sonen mit Migrationshintergrund in den Quartierma-
nagement-Teams ist ein wichtiges Signal an die Be-
völkerung und wirkt sich positiv auf den Zugang und
die Erreichbarkeit von Bewohnern mit Migrationshin-

tergrund - insbesondere der gleichen Ethnie - aus. Elf
der zwölf untersuchten Quartiermanagementgebiete
verfügen mittlerweile über Quartiermanager mit (vor-
wiegend türkischem) Migrationshintergrund. Dieser
personelle Einsatz trägt deutlich zur erfolgreichen
Aktivierung und Beteiligung von MigrantInnen bei.
Die Einbindung ehrenamtlicher Helfer in die Arbeit ei-
niger QMs ist ebenfalls positiv zu bewerten. Vor die-
sem Hintergrund sollten zukünftig Formen einer ver-
stärkten (symbolischen) Anerkennung des Ehrenamts
gefunden werden, so das Difu.

Quelle: Sybille Wenke-Thiem: Migranten mischen im
Kiez zunehmend mit. Pressemitteilung des Deutschen
Instituts für Urbanistik, 28.11.2007 
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möglich gemacht werden. Dies wiederum grenzt den
enormen Flächenverbrauch durch Zersiedelung im
Umland ein, der inzwischen als eines der größten Pro-
bleme für die nachhaltige Stadt der Zukunft angese-
hen wird.

Vier zentrale Trends
Vier Trends, mit denen Zukunftsunsicherheit zwangs-
läufig verbunden ist, wirken sich auf die Entwicklung
aller großen europäischen Städte aus: Zum einen fin-
det ein Wandel von der Industrie- zur Dienstlei-
stungsgesellschaft statt; zum zweiten macht sich der
demografische Wandel mit einer Überalterung und
einem räumlich völlig unterschiedlichen Rückgang
der Bevölkerung bemerkbar. Zum dritten sind auch
die Metropolen von der ökonomischen Globalisierung
und dem Trend zu übernationalen politischen Ent-
scheidungen betroffen. Schließlich ist in der Bevölke-
rung ein Wertewandel hin zu einer Pluralisierung der
Lebensstile festzustellen. 

Das Forschungsprojekt hat mit seinen Untersuchun-
gen gezeigt, dass die Städte ganz unterschiedlich auf
diese Zukunftsunsicherheit reagieren. “Als Tendenz ist
dabei unter anderem zu erkennen, dass nach wie vor

eher Wachstums- und Effizienzstrategien im Vorder-
grund stehen als ressourcenschonende Suffizienz-,
das heißt Verzichtsstrategien”, berichtet Bauriedl. Es
sei aber auch deutlich geworden, dass man die unter-
schiedliche Ausgangslage auch jeweils als Chance be-
greifen könne. So könne der Bevölkerungsrückgang in
einer Region und eine Abwanderung vom Land in die
Metropolen auch zu eine Art “nachhaltiger Aufga-
benteilung” führen: Ländliche Regionen sind dann
eher für die ökologische Dimension von Nachhaltig-
keit, die Städte eher für die ökonomische und soziale
Dimension zuständig. ”Die Untersuchung zeigt auch,
dass es keine vorgezeichneten Wege zur nachhaltigen
Stadt gibt”, betont Sybille Bauriedl. “Was in der einen
Kommune erfolgreich war, muss in einer anderen
nicht gleichermaßen wirksam sein”, so die Geografin.
Dies bedeute jedoch keinesfalls, dass Nachhaltigkeit
beliebig sei: “Jede Kommune muss sich klar darüber
sein, welche Nachhaltigkeitsstrategie sie einschlägt,
und dies auch öffentlich transparent machen.” 

Quellen: Pressemitteilung der Koordinationsstelle
Wissenschaft und Gesellschaft, 07.07.2008; 
www.innovations-report.de, 08.07.2008 

Projekt zur Nachhaltigkeit in der
Stadt- und Regionalpolitik

NEDS steht für „Nachhaltige Entwicklung zwi-
schen Durchsatz und Symbolik”. Dieser Projektti-
tel ist einerseits Programm und andererseits Aus-
druck der Positionierung der ProjektbetreiberIn-
nen innerhalb der Nachhaltigkeitsforschung.
Denn diese kritisieren, dass die europäische
Nachhaltigkeitsdebatte an einer ökonomischen
Logik ausgerichtet ist und nachhaltige Entwick-
lung auf eine sehr spezifische Weise verfolgt
wird. Die Grenzen der Tragfähigkeit (z.B. Bela-
stung der Umwelt) werden primär quantifizie-
rend bestimmt (z.B. über Emissions-Grenzwerte)
sowie mit Hilfe von Kosten-Nutzen-Rechnungen
und einer daraus abgeleiteten Effizienzsteige-
rung „bewältigt”. Gleichzeitig würde vielfach be-
klagt, dass der Nachhaltigkeitsbegriff schwer
greifbar und operationalisierbar sei.

Mit der Verknüpfung der zwei Dimensionen
Durchsatz und Symbolik ging es den NEDS-Ver-
antwortlichen darum, einen neuen Zugang für
die sozial-ökologische Forschung eröffnen. Im

Rahmen von NEDS wurde untersucht, inwieweit
sich nachhaltige Entwicklung an einer rein mate-
riellen Dimension und einer symbolischen Dimen-
sion orientiert und inwieweit dies unterschiedli-
che oder auch widersprüchliche Ausprägungen
zur Folge haben kann. Hierzu wurden sowohl ma-
terielle Entwicklungsprozesse in Form von regio-
nalen Materialflüssen („Durchsatz”) als auch dis-
kursive Ausdrucksweisen in Form von Paradigmen
der Nachhaltigkeitsforschung und Leitbildern der
Stadt- und Regionalentwicklung („Symbolik”)
analysiert. Denn ‘nicht-nachhaltige’ Entwick-
lungswege ließen sich nur dann erfolgreich ver-
ändern, wenn ein differenzierteres Verständnis
darüber erlangt werde, wie regionale und natio-
nale Akteure in Politik, Wirtschaft und Wissen-
schaft Nachhaltigkeit begreifen, so die Projekt-
betreiberInnen. 

Sybille Bauriedl, Delia Schindler, Matthias
Winkler (Hg.): Stadtzukünfte denken - Nachhal-
tigkeit in europäischen Stadtregionen; oekom
Verlag, München 2008. Weitere Informationen
zum Projekt: http://www.neds-projekt.de 
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Wo Vorurteile das Leben
bestimmen
Zwei PolitikwissenschaftlerInnen der Techni-
schen Universität Chemnitz erforschten die
Situation der Roma in Ungarn und warnen vor
bürgerkriegsähnlichen Zuständen.

Viele der 54 erfassten Angriffe auf Roma in Ungarn in
den vergangenen eineinhalb Jahren sind nicht aufge-
klärt. “Erst wenn Vorurteile auf dem Weg des Mitein-
anders ausgeräumt werden, wenn alle Bevölkerungs-
gruppen an breiter Bildung partizipieren können,
könnte der Teufelskreis durchbrochen werden. Sonst
dürfte sich an der schlimmen gesellschaftlichen Si-
tuation der Roma in Ungarn und im restlichen Europa
auch im 21. Jahrhundert nichts ändern”, sagt Poli-
tikwissenschaftler Florian Hartleb von der Professur
„Europäische Regierungssysteme im Vergleich“ an der
TU Chemnitz. Im Gegenteil: “Die Situation könnte es-
kalieren. In den vergangenen Monaten stieg die Ge-
walt gegen Roma weiter an. Manche Soziologen be-
schwören bereits bürgerkriegsähnliche Zustände her-
auf. Die demographische Entwicklung, die voran-
schreitende Erhöhung der Population der Roma,
könnte dazu beitragen, aus der düsteren Prophezei-
ung Wirklichkeit werden zu lassen”, schätzt Hartleb
ein. Gemeinsam mit Melani Barlai, ebenfalls Wissen-
schaftliche Mitarbeiterin der Professur „Europäische
Regierungssysteme im Vergleich“, hat er die Situation
der Roma in Ungarn erforscht.

Spätestens ab dem 16. Jahrhundert sahen so ge-
nannte Zigeuner Ungarn als ihre Heimat an. Ihre Her-
kunftsregion Nordindien verließen sie im Zuge von
Krieg und Verfolgung zwischen dem 4. und 14. Jahr-
hundert. “Nicht zuletzt aufgrund ihrer musikalischen
Fertigkeiten galten die Roma in Ungarn zeitweise als
integriert - anders als in anderen Teilen Europas. Frei-
lich wurden sie auf diese Rolle reduziert”, berichtet
Barlai und ergänzt: “Schon während der öster-
reichisch-ungarischen Monarchie von 1867 bis 1918
wurden die Roma jedoch diskriminiert und zwangs-

weise umgesiedelt.” Im Zweiten Weltkrieg verschärfte
sich die Abneigung gegenüber den Roma weiter - bis
hin zum Genozid. Seit 1993 sind sie als ethnische
Minderheit in Ungarn gesetzlich anerkannt. Heute
bilden die Roma hier die größte ethnische Minderheit
mit einer Bevölkerungszahl von rund 700.000, was
sieben Prozent der ungarischen Gesamtbevölkerung
entspricht.

Diskriminierung auf allen Ebenen spürbar
“Demokratieschutz bedeutet Minderheitenschutz,
doch die Roma sind Außenseiter der ungarischen Ge-
sellschaft und willkommenes Feindbild von Rechtsex-
tremisten”, schätzt Barlai ein. “Weil Ungarn durch die
schlechte wirtschaftliche Entwicklung und das chro-
nische Haushaltsdefizit innerhalb eines Jahrzehnts
vom wirtschaftspolitischen Musterknaben zum Sor-
genkind der Europäischen Union wurde und an den
Rand des Staatsbankrotts geriet, eignen sich die
Roma als Sündenböcke”, so die aus Ungarn stam-
mende TU-Absolventin weiter. Seit den 1990er Jahren
sei die Diskriminierung der ungarischen Roma auf-
grund schlechter oder versäumter sozialpolitischer
Maßnahmen auf allen Ebenen spürbar: sozial, kultu-
rell, institutionell und politisch. “Die Transformations-
forschung übersieht diese Problematik, da sie für Un-
garn in der Regel äußerst positive Zahlen übermittelt
und eine staatliche Konsolidierung diagnostiziert
hat”, sagt Barlai. Die Europäische Union habe sich seit
2008 ausführlich mit der Situation der Roma in Bul-
garien, Tschechien, Griechenland, Ungarn, Polen,
Rumänien und der Slowakei beschäftigt. “Doch Moni-
toring und Konferenzen wirken eher als zahnlose
Tiger denn als effiziente Steuerungsinstrumente für
die Implementierung von Minderheitenschutz. So
mutet die Forderung, zur Förderung und Durch-
führung von Projekten müssten die Roma entspre-
chende Organisationsstrukturen bilden, inhaltsleer
an, da sie die Heterogenität der Bevölkerungsgruppe
nicht in Rechnung stellt”, urteilt Barlai.

Quelle: Pressemitteilung der Technischen Universität
Chemnitz (Katahrina Thehos), 13.07.2009

Soziale Dienstleistungen im Hinblick auf MigrantInnen

Jahreskonferenz des Österreichischen Komitees für Soziale Arbeit (ÖKSA) 
Termin: 26. November 2009, 8.30 – 16.00 Uhr
Ort: Kultur- und Kongresszentrum Eisenstadt, Schubertplatz 6, 7000 Eisenstadt
Information: office@oeksa.at
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Gespaltene Städte
Zwischen 1990 und 2005 hat in deutschen Großstäd-
ten die Trennung von MigrantInnen und Nicht-Mi-
grantInnen abgenommen, zwischen Arm und Reich
hingegen zugenommen. Während Ersteres als Hin-
weis auf eine stärkere Integration der MigrantInnen
gewertet werde kann, deutet Letzteres auf eine zu-
nehmende soziale Spaltung in den deutschen Groß-
städten hin.

Zu diesem Ergebnis kommt eine umfangreiche Studie
des Forschungsinstituts für Soziologie der Universität
Köln. Der Soziologe Jürgen Friedrichs und der Diplom-
Geograph Sascha Triemer haben die 15 größten deut-
schen Städte untersucht. In ihrem soeben erschiene-
nen Buch “Gespaltene Städte? Soziale und ethnische
Segregation in deutschen Großstädten” zeigen sie
unter anderem, dass die sozialräumliche Trennung
von MigrantInnen und Nicht-MigrantInnen in Dort-
mund am stärksten, ihre Integration in München hin-
gegen am höchsten ist. 

Die Studie macht zudem deutlich, dass im Untersu-
chungszeitraum die Armut nicht nur zugenommen
hat, sondern auch räumliche Auswirkungen zeigt. So
konzentrieren sich beispielsweise Personen, die So-
zialhilfe beziehen, in wenigen Stadtteilen. Und: In
Stadtteilen mit einem mittleren oder hohen Anteil
von Armen steigt dieser Anteil weiter an.

Nach den Ergebnissen der Studie ist die sozialräumli-
che Trennung von Armen und Nicht-Armen gegen-
wärtig in Köln am stärksten, in Stuttgart dagegen am
geringsten. Die Autoren erklären die räumliche Ab-
sonderung vor allem durch drei Faktoren: eine hohe
Arbeitslosenquote, geringe Fortzüge der Deutschen
und einen hohen Anteil an Sozialwohnungen. Dage-
gen führt die höhere Wirtschaftkraft einer Stadt nicht
automatisch zu geringeren Anteilen von Armen und
einer geringeren räumlichen Absonderung.

Jürgen Friedrichs, Sascha Triemer: 
Gespaltene Städte? Soziale und ethnische
Segregation in deutschen Großstädten
VS-Verlag, Wiesbaden 2008, 181 Seiten, EUR 29,90 (D)

Gemeinwesenarbeit konkret
Nach zehn Jahren engagierter Stadtteilarbeit im Lin-
zer Franckviertel gibt es nun einen Sammelband, der
die Entstehungsgeschichte, die Erfahrungen und die
Erkenntnisse aus der Geschichte des Projektes „Leben
im Franckviertel“ wiedergibt. Aber nicht nur das. Die
Herausgeberinnen des Bandes, zugleich Initiatorinnen

des Projektes, nehmen das zehnjährige Bestehen zum
Anlass, um eine Auseinandersetzung mit zahlreichen
Aspekten des Themas Gemeinwesenarbeit zu führen.
So findet man Beiträge zur ökonomischen Dimension
der Gemeinwesenarbeit bzw. dem ökonomischen
Nutzen präventiver Stadtteilansätze, zum Thema Ver-
netzung oder zur Bildungsarbeit im Stadtteil. 

Für Interessierte der Stadtteilentwicklung wird ein in-
teressanter historischer Beitrag geboten, die lebendi-
gen praktischen Darstellungen, wie denn nun
tatsächlich im Franckviertel Gemeinwesenarbeit ge-
macht wird, werden durch amüsant gestaltete theo-
retische Beiträge ergänzt. Ein Vernetzungspartner aus
Wien stellt der Linzer Gemeinwesenarbeit ein ausge-
zeichnetes Zeugnis aus. Vom Linzer Projekt „Leben im
Franckviertel“ gehen fundierte Impulse für die Aus-
einandersetzung mit Gemeinwesenarbeit in ganz
Österreich aus. Ja, und das Buch beeindruckt nicht
nur aufgrund der guten Auswahl an Beiträgen, son-
dern ebenso aufgrund seiner optischen Gestaltung
und den Bildern, die auch einen visuellen Eindruck
vom Leben im Franckviertel entstehen lassen. Alles in
allem eine kleine, feine Rarität, denn Bücher über Ge-
meinwesenarbeit in Österreich sind Mangelware. (sr)

Brigitta Schmidsberger, Elfa Spitzenberger (Hg.):
Leben im Franckviertel - Zehn Jahre Stadtteilarbeit
Magistrat Linz, 125 Seiten, EUR 17,90, Linz 2009
Erhältlich bei: elfa.spitzenberger@mag.linz.at

Damit der „Verlernprozess“ gelingt
Bei der vorliegenden Fallstudie handelt es sich um
eine Forschungsarbeit über ein Organisationsent-
wicklungsvorhaben, das in den Seniorenzentren der
Stadt Linz, einer Altenbetreuungseinrichtung auf acht
Standorten, gestartet wurde. 

Webtipp terra cognita

Die Schweizer Zeitschrift für Integration und
Migration, terra cognita, versteht sich als
Forum, das Diskussionen zu aktuellen Migrati-
onsthemen aufgreift und neueste Erkennt-
nisse aus Wissenschaft und Praxis präsentiert.
Die Zeitschrift, die von der Eidgenössischen
Kommission für Migrationsfragen herausge-
geben wird, verfügt auch über ein pdf-Down-
load-Archiv.

www.terra-cognita.ch
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Durch die Umwandlung einer Magistratsdienstelle in
ein selbstständiges Unternehmen sieht der Autor eine
Vielfalt an Entwicklungschancen und Notwendigkei-
ten, aber auch ein erhebliches Gefahrenpotential für
die emotionale Situation der Mitarbeitenden, der
Kundinnen und Kunden und der Dienstleistung an
sich. Die vorgefundenen Rahmenbedingungen bei An-
tritt der Geschäftsführerfunktion ein Jahr vor der
Ausgliederung bestärken ihn im Wissen und in der
Absicht, dass der Start eines Organisationsentwick-
lungsprozesses notwendig ist.

Günther Bauer setzt einen spannenden Forschungs-
prozess in Gang, in dem er sich, den Beobachter, als
Teil des beobachteten Systems versteht und die
Selbstbeobachtung mit einschließt, um Auskunft über
das gesamte System geben zu können. Dieser Diskurs
zwischen wissenschaftlicher Arbeit mit Hypothesen-
bildung, Schlussfolgerungen und Ableitung genereller
Erkenntnisse und den Beobachtungen als Beteiligter
und Führungskraft zieht sich als roter Faden durch die
Beschreibung des gestarteten „Verlernprozesses“.

Der Diskussion über die Bedeutung gegenseitiger
Wertschätzung, die Entwicklung einer soliden Ver-
trauensbasis und einer sinnstiftenden und anschluss -
fähigen Kommunikation wird viel Aufmerksamkeit
und Raum gegeben. Es kommt mehrmals sehr deut-
lich zum Ausdruck, wie vorsichtig der Veränderungs-
prozess in einem Milieu gestartet werden musste, das
geprägt war von hierarchischem Denken und Top-
down-Kommunikationsformen, mit als unverrückbar
empfundenen Organisationsregeln und Arbeitskon-
zepten, die den Bedürfnissen und Kenntnissen der
Mitarbeitenden und der KundInnen nicht so sehr ent-
sprachen.

Ausführlich werden die Herausforderungen analysiert
und diskutiert, die durch die Erweiterung des
Führungsteams entstanden sind. So wie vorher die
Bedeutung von Wertschätzung, gegenseitigem Ver-
trauen und sozialer und emotionaler Qualität der
Kommunikation für eine positive Entwicklung des Un-
ternehmens-Ganzen beschrieben und wissenschaft-
lich nachgewiesen wurde, so behutsam geht der
Autor auch im Vorantreiben des Organisationsent-
wicklungsprozesses vor, um eine Konfrontation und
Parteienbildung zwischen „alten“ und „neuen“ Mitar-
beiterInnen im Team, zwischen „überkommenen“ und
„modernen“ Betreuungskonzepten, zwischen „hierar-
chischen“ und „demokratischen“ Denk- und Hand-
lungsmustern zu vermeiden.

Als wesentliche Komponente in diesen speziellen
Führungsfragen wird immer wieder betont, wie wich-

tig es ist, die
p e r s ö n l i c h e n
und individuel-
len Bedürfnisse
der Mitarbeiten-
den im Altenbe-
treuungsbereich
zu berücksichti-
gen, die ihre per-
sönliche Sinn-
konstruktion in
der Organisation
wieder finden
möchten. Ein
weiterer wichti-
ger Aspekt ist,
dass die Füh -
rungs kraft zu emotional anschlussfähiger Kommuni-
kation fähig ist, d.h. dass sie nicht sofort mit techni-
schen oder sachlichen Lösungen auf ein an sie heran-
getragenes Problem reagiert, sondern Verständnis
signalisiert und damit dazu beiträgt, Vertrauen und
ein Gefühl der Gemeinschaftlichkeit aufzubauen.

Unter Einbeziehung einer Fülle von wissenschaftli-
chen Erkenntnissen zu „Führung“ und „Organisation“
wird der mit 2005 in Gang gesetzte Veränderungs-
prozess beobachtet, beschrieben, analysiert und dis-
kutiert. Wichtige Erkenntnisse, wie z.B. die bereits
vorher erwähnten Anforderungen an die sozial-kom-
munikative Kompetenz der Führungskräfte, oder dass
keine Übertragbarkeit positiver Ergebnisse von einem
Teilbereich auf andere Teilbereiche vorausgesetzt
werden kann, werden ausführlich theoretisch und mit
praktischen Erfahrungen begründet. 

In der vorliegenden Fallstudie ist es gelungen, eine
spannende Fragestellung – die Initiierung und den
Verlauf eines Organisationsentwicklungsprozesses –
sowohl aus der Sicht des Betroffenen als auch als
wissenschaftliches Vorgehen zu beantworten.

Margit Scholta1

Günther Bauer: High Touch in der Altenpflege
Emotionen, Sinn und Beziehung als Hauptaspekte 
erfolgreicher Führung
Carl-Auer Verlag, Heidelberg 2009
266 Seiten, EUR 24,95 (D)

Anmerkung
1 Die Rezensentin ist Konsulentin für Soziales und Vor-

sitzende von Pro Senectute Österreich.
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Deutscher Fürsorgetag und ConSozial 2009
„Märkte für Menschen: verantworten – gestalten – selbst bestimmen“ ist das Motto der gemeinsamen Veran-
staltung „78. Deutscher Fürsorgetag / ConSozial 2009“. Im Mittelpunkt der über 60 Symposien, Vorträge und Pro-
jektpräsentationen steht die künftige Gestaltung der sozialen Verantwortung von Staat und Gesellschaft sowie
der Organisation sozialer Dienste.

Termin: Kongress: 10. bis 12. November, Fachmesse: 11. bis 12. November 2009
Ort: Messezentrum Nürnberg 
Information/Anmeldung: www.fuersorgetag-consozial.de 

Lehren aus der Finanzkrise
ÖNB-Gouverneur Ewald Nowotny kommentiert in der 12. Kurt W. Rothschild-Vorlesung die Entwicklungen um die
globale Finanz- und Wirtschaftskrise und deren Auswirkungen auf die europäische und österreichische Wirtschaft.

Termin und Ort: 11. November 2009, 18.00 Uhr, JKU, Repräsentationsräume, Uni-Center, 1. Stock
Information/Anmeldung: heidelinde.derntl@jku.at; www.econ.jku.at

Situation chinesischer Wanderarbeiterinnen
Die Schauspielerin, Regisseurin und Produzentin Claudia Seigmann interpretiert eine Auswahl an Texten aus dem
Buch „Dagongmei – Arbeiterinnen aus Chinas Weltmarktfabriken erzählen“. Anschließend informiert Sabine Klapf
über die aktuelle Südwind-Kampagne „Spielsachen fair machen!“

Termin: 11. November 2009, 9.00 – 11.00 Uhr
Ort: Haus der Frau, Volksgartenstr. 18, 4020 Linz

Umgang mit Konflikten in der Sozialarbeit
Bei der Landestagung 2009 des Niederösterreichischen Berufsverbands der SozialarbeiterInnen (NÖBDS) werden
unter dem Titel „Let’s fetz“ Betrachtungen und Lösungsansätze für einen professionellen Umgang mit Konflikten
in der Sozialarbeit präsentiert. 

Termin: 18. - 20. November 2009
Ort: Schloss Hotel Zeillern, 3311 Zeillern, Schloss-Straße 1
Information: www.niederoesterreich-sozialarbeit.at; niederoestereich@sozialarbeit.at

Dreiländerkongress Psychiatrie: Leadership in der psychiatrischen Pflege
Ziel des Kongresses ist die Vermittlung und Verbreitung des aktuellen Wissenstandes in Bezug auf psychiatrische
Gesundheits- und Krankenpflege, mit Beiträgen zu Theorie- und Forschungsanwendung, zu Forschungen über
Praxisprobleme und Interventionen sowie zu innovativer Praxis.

Termin und Ort: 19. – 20. November 2009, Baumgartner Höhe 1, 1140 Wien, Österreich
Information: www.oudconsultancy.nl/dreilander2/

Case Management – Kompetenzen und Qualifikation 
Die Österreichische Gesellschaft für Care & Case Management (ÖGCC) will mit der zweiten Fachtagung zu einer
fundierten Auseinandersetzung mit dem Thema „Kompetenzen und Qualifikation im Case Management“ anregen,
Perspektiven eröffnen und zur Qualitätssicherung dieses Ansatzes beitragen. 

Termin und Ort: 20. November 2009, Arbeiterkammer Linz, Volksgartenstr. 40 
Information/Anmeldung: Simone Madlmayr, OÖ Gebietskrankenkasse, Tel. 05 7807 102300

Fax: DW 66102300; Mail: oegcc@ooegkk.at 
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